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Das neue Patentgeſetz. Von Otto Mayr, Amtsrath in St. Pölten. Patentweſens ausſprachen. 
Fortſetzung.) Das Anmeldeſyſtem, heute in Oeſterreich, Frankreich, Italien, 
6 N as Spanien, Portugal, Belgien, Braſilien, Japan, Türkei und in der ſüd⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis. * fafrikaniſchen Republik in Anwendung, beruht auf dem Grundſatze, die 
Zur Durchführung einer Strafverhandlung wegen beleidigender Schreibweiſe Erfindung, ohne dieſelbe auf ihre Neuheit zu prüfen, dem Anmelder in 
nach der fail, Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Gl. Nr. 96, iit das jener, de eſetzlichen Vorſchriften über Deutlichkeit der Erfindungs⸗ 

perſönliche Erſcheinen des Beſchuldigten, beziehungsweiſe eine eventuelle ä 8 oF i 3 0 1 a 

zwangsweiſe Vorführung desſelben nicht unbedingt erforderlich und genügt beſchreibung entſprechenden Form, in welcher ſie der Behörde bekannt 
unter Umſtänden die Androhung, daß auch im Falle ſeines Ausbleibens gegeben wird, zu ſchützen; eine Prüfung der Neuheit der Erfindung 
mit der Strafverhandlung vorgegangen werden wird. findet erſt nach der Patentertheilung bedingtermaßen, d. h. nur 
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öffnet wird, bildet für die tatholiſche Hh ine Beſtandthell der öffent⸗ a Das Anmeldeverfahren ſtützte fi) auf bie Betrachtung, daß es 
lichen Religionsübung (8 303 St. G.). außerhalb menſchlichen Bereiches läge, von irgend einer Behörde oder 
* fi Erledi Körperſchaft die unumſtößliche Prüfung einer Erfindung nach ihrer Neu⸗ 
eee e eee heit, Eigenthümlichkeit und vielleicht auch Nützlichkeit zu erhalten, ſowie 
—_ a über die Abgrenzung der Erfindung von Beſtehendem ein halbwegs zu- 
treffendes Urtheil einzuholen; damit lade ſich der Staat eine unerfüll⸗ 
Das neue Patentgeſetz. bare Aufgabe auf, denn ſeine beſten Kräfte werden immer nur Mangel⸗ 
8 „ haftes zu leiſten vermögen. Eine vorhergehende Prüfung der Neuheit 
BongOtty ehr: ns aten. ſchließe aber auch aus, daß jemand ein Patent anſtrebe für eine noch 
(ortſetzung) nicht vollſtändig ausgereifte Erfindung, und auf ſolche Weiſe hätten die 
Der größte Mangel des Privilegiengeſetzes vom Jahre 1852, der | großen Erfindungen Watt's, Foulton's, Arkwight's, Sennefelder's und 
allerdings im Laufe der Jahre kraft der der beſſeren Erkenntniß der | anderer nie eines Patentſchutzes theilhaftig werden können. Das Haupt- 
Ertheilungsbehörde entſpringenden Praxis nicht mehr fühlbar wurde, gebrechen läge aber in der durch die Vorprüfung veranlaßten Preisgebung 
beſteht darin, daß dasfelbe dem Erfinder für feine ſchöpferiſche Arbeit des Erfindungsgeheimniſſes, wodurch viele Erfinder von der Ratent- 
keinen geſetzlichen Anſpruch auf Privilegiumsgewährung gibt, denn erwerbung geradezu zurückgeſchreckt würden und ſomit ihre Erfindung 
der 8 1 ſpricht nur davon, daß ein ausſchließliches Privilegium ertheilt ohne Patentirung ausüben. 
werden kann, wonach es daher dem freien Ermeſſen des Handels⸗ Das Anmeldeverfahren bedingt allerdings eine baldige Patent- 
miniſteriums anheimgeſtellt war, ſelbſt beim Vorhandenſein aller Merk- | ertheilung, erfordert nur eine einfache Organifation der Patentbehörden. 
male der Erfindung, derſelben Schutz zu gewähren oder nicht; die Er- demzufolge geringe Verwaltungsauslagen, ermöglicht ſomit eine niedrige 
theilungsbehörde erkannte jedoch allmählich die ihr obliegende moralifche [Bemeſſung der Patenttaxen und ſchützt ſchließlich vor der Preisgebung 
Pflicht, einem Privilegiumsanſuchen zu entſprechen, ſobald dasſelbe den | verfannter Erfindungen an das Ausland; doch alle dieſe Vortheile über— 
geſetzlichen Anſprüchen gerecht wurde. Das freie Ermeſſen wich der wiegt der einzige Nachtheil, daß dadurch der unerträglichen Beläſtigung 
Rechtsüberzeugung, daß das Erfinderrecht geſchützt werden müſſe, und der freien Induſtrie durch offenbar nichtige Patente alle Schranken ge- 
dieſer obligatoriſche Schutz liegt auch dem neuen Patentgeſetze zu- öffnet find; ſoweit aber darf das Intereſſe des Staates am Schutze der 
grunde, das für „ausſchließliches Privilegium“ die Bezeichnung „Patent“ Erfindung niemals reichen. 


geſetzt hat. Es vermochte ſich daher der Eindruck der Umformung des Patent - 

Der franzöſiſchen Geſetzgebung nachgebildet, ſteht das Privilegien- | wefens Amerikas, noch mehr aber der der engliſchen Patentreform— 
geſetz vollſtändig auf dem Boden des Anmeldeprincips und galt | agitation, die von John Bright im Jahre 1867 unter entſchiedener 
lange Zeit hindurch als ein wahres Muſtergeſetz, zumal es, den damals Unterſtützung des engliſchen und franzöſiſchen Richterſtandes eingeleitet 
landläufigen Ideen entſprechend, die adminiſtrative Mitwirkung ausſchloß, wurde, bahnbrechend fortzupflanzen, und als bei Schaffung des Deutſchen 
welche das die Staatsautorität in den Vordergrund ftellende. von Preußen Reiches das Patentweſen und infolge deſſen auch das preußiſche Vor⸗ 
eingeführte Vorprüfungsverfahren involvirt. Namentlich in technifchen | pritfungsverfahren unter Abſtreifung feines particularrechtlichen Charakters 
Kreiſen des Zollvereines entwickelte fich eine große Bewegung, die auf Reichsſache geworden, trat zumal ſeit deſſen Reform im Jahre 1877 
allgemeine Einführung des Anmeldeverſahrens gerichtet war. Derſelben ein vollſtändiger Umſchwung ein. Selbſt in den unmittelbar betheiligten 
ſchloß ſich die Patentcommiſſion des deutſchen Bundes an und beantragte Fachkreiſen ſchritt die Anſchauung ſiegreich vor, daß das Anmeldeſyſtem 
gegen den Einſpruch Preußens im Jahre 1864 (in dem ſogenannten weder mit der heutigen Entwicklung der Induſtrie, noch auch mit den 
Frankfurter Patententwurfe) die Beſeitigung des „particularrechtlichen“ [heutigen Aufgaben des Staatsweſens im Einklange zu halten und daß 
Vorprüfungsverfahrens und Einführung des gemeinrechtlichen Anmelde- deshalb das Vorprüfungsverfahren im Intereſſe der Wichtigkeit einer 
verfahrens, während faſt gleichzeitig 26 deutſche Handelskammern, ſowie wirklichen Erfindung und der daran geknüpften Interefſen der Anmeldung 
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vorzuziehen ſei. Dieſe Ueberzeugung wurde von zahlreichen Fachkreiſen, 
ſowie auch von dem internationalen Patentcongreſſe vom Jahre 1873 
zum Ausdruck gebracht unter beſonderer Bewerthung des Umſtandes, 
daß ein nach dem Vorprüfungsverfahren verliehenes Patent von vorne- 
herein einen größeren Handelswerth habe als ein lediglich über An- 
meldung erworbenes, denn während erſteres die Bürgſchaſt in ſich trägt, 
daß „Neuheit und Eigenthümlichkeit“ (in Nordamerika auch „Nützlich 
keit“) wenigſtens conſtatirt worden ſind und das Patent ſomit eine Art 
Präventivkraft beſitzt, ſei es offenkundig, daß bei einem über einfache 
Anmeldung verliehenen Patente die Neuheit und Eigenthümlichkeit ſtets 
zweifelhaft, überdies aber ſchwer zu unterſcheiden iſt, ob es ſich um eine 
wirkliche Erfindung oder blos um Etiquettegewinnung handelt. Wenn 
daher auch der Erſindungsſchutz durch die Vorprüfung ſich ſtaatlicher 
Controle unterſtelle, jo gewinne dafür das unter ſolchem Einfluſſe er— 
zielte Patent unvergleichlich an innerem Werth und an Bedeutung für 
die Induſtrie. 

Wenn nun auch das Vorprüfungsſyſtem vor dem Aumeldeſyſtem 
unbedingte Vortheile voraus hat, ſo iſt doch auch erſteres in ſeiner reinen 
Geſtalt nicht unbedingt zu recipiren, weil es bei allen Vorzügen doch 
immer das eine große Gebrechen zeigt, daß der Staat damit Verant⸗ 
wortungen und Bürgſchaften übernimmt, deren Unzuträglichkeit in dem 
Maße fühlbarer wird, je weiter die großen Entdeckungen vordringen und 
zu Erfindungen anregen, deren Cauſalnexus ſich vor ausgedehnter, prak— 
tiſcher Erprobung kaum immer ahnen, geſchweige denn mit Sicherheit 
beurtheilen läßt. 

Es iſt daher unter den gegebenen Verhältniſſen das Beſte, daß 
das neue Geſetz jenes gemiſchte Syſtem von Vorprüfung und Aufgebot 
acceptirt hat, das man als Einigungsverfahren zu bezeichnen pflegt. 

Das eine charakteriſtiſche Merkmal dieſes Verfahrens beſteht darin, 
daß der Begriff der Neuheit nicht etwa als ein abſoluter, pofitiv 
zu erweiſender aufzuſaſſen iſt, ſondern daß lediglich die Nichtneuheit als 
patentſchädlich erkannt wird, das zweite kennzeichnende Moment zeigt fich 
darin, daß der Staat die Prüfung dieſer Frage nicht unmittelbar 
vollzieht, ſondern jedermann, insbeſondere aber den Vorerfindern und den 
eigentlichen Urhebern im Wege des Aufgebots — das iſt der Bekannt⸗ 
machung durch das Patentblatt — Gelegenheit gibt, binnen gegebener 
Friſt gegen das angemeldete Patent, beziehungsweiſe gegen die Patent- 
ertheilung „Einſpruch“ zu erheben. 

Der Staat erreicht damit, daß einerſeits die dem Vorprüfungs⸗ 
verfahren ſonſt innewohnende Verantwortlichkeit und Bürgſchaftsleiſtung 
auf jenes Maß reducirt wird, das den Verhältniſſen des Erfindungs⸗ 
weſeus entſpricht, und gewinnt andererſeits nicht blos die geſammte be— 
treffende Industrie, ſondern auch alle, die ſonſt Wiſſen und Erfahrung 
in Fragen des Erwerbslebeus und der Anwendung der Wiſſenſchaft auf 
dasſelbe beſitzen, gewiffermaßen als Mitarbeiter der Vorprüfung, und 
darf demnach eine ſo der öffentlichen Controle unterzogene Erfindung 
mit voller Beruhigung patentirt werden. 

Indem der Staat denjenigen, welche ein berechtigtes Intereſſe an 
der Nichtertheilung des angemeldeten Patentes haben, die Möglichkeit 
zur rechtzeitigen Abwehr bietet, bewahrt er dieſelben zugleich vor all den 
Nachtheilen, die ihnen aus der Verleihung desſelben, insbeſondere wegen 
der Rückwirkung auf Dritte erwachſen köunten, und vor all den Be- 
ſchwerlichkeiten, die die Anfechtung einer ſchon vollzogenen Patenterthei— 
lung mit ſich bringt. Er erzielt aber auch endlich noch obendrein, daß 
jene Verhüllungen und Unwahrheiten, die bei der Patentaumeldung nach 
dem Aumeldungsſyſtem ſich typiſch einſtellen, einer redlichen Klarlegung 
der zu ſchützenden Erfindung weichen müſſen, denn wenn ja auch ſeitens 
des Patentamtes irgend etwas in dieſer Hinſicht überſehen worden fein 
ſollte, bei jeder halbwegs bedeutungsvollen Erfindung — und auf ſolche 
kommt es doch vorwiegend nur an — wird die Prüfung, an der alle 
Welt mitzuwirken berufen iſt, etwaige Schwächen der Patentbeſchreibung 
und deren Behelfe zuverläſſig zutage fördern, und der Patentwerber von 
vorneherein deshalb bemüht ſein müſſen, auf dieſe Eventualität Rückſicht 
zu nehmen. 

Dieſes „Einigungsverfahren“ liegt bereits dem vom Abgeordneten⸗ 
hauſe am 27. October 1891 angenommenen Antrag Dr. Exner's zu⸗ 
grunde und ihm ſchloß ſich auch die am 23. und 25. November 1891 
abgehaltene Expertiſe mit der Empfehlung der möglichſten Anlehnung 
an das deutſche Patentgeſetz an, welche Anlehnung dem bald darauf 
erfolgenden Uebereinkommen mit dem Deutſchen Reiche (6. December 1891) 
zum gegenfeitigen Schutze von Erfindungen, Marken und Muſtern nur 
förderlich ſein konnte. Die Reception des Vorprüfungsverfahreus fand 


jedoch in Ungarn keinen Anklang und führte ſchließlich zu einer Um— 
änderung des bisherigen Artikels XVI des Zoll- und Handelsbündniſſes, 
der durch das Geſetz vom 27. December 1893 eine Modification dahin 
erfuhr, daß Erfindungen zwar in jedem der beiden Staatsgebiete geſchützt 
und die in einem derſelben erworbenen Prioritätsrechte unter gewiſſen 
Bedingungen auch in dem anderen Staatsgebiete anerkannt werden, 
jedoch jedem der beiden Staaten die ſelbſtändige Ausgeſtaltung ſeines 
Patentrechtes gewahrt bleibt. 

Sofort nach dem Inkrafttreten des neuen Artikels XVI des Zoll⸗ 
und Handelsbündniſſes wurde der Patentgeſetzentwurf zu Beginn des 
Jahres 1894 an die Handels- und Gewerbekammern und an hervor⸗ 
ragende juriſtiſche und gewerbliche Vereine zur Begutachtung geleitet, 
deren Ergebniß zu einer neuerlichen Umarbeitung des 1893er Ent 
wurfes führten, bis er endlich nach wiederholten, in den Jahren 1895 
und 1896 fortgeſetzten Verhandlungen in der heutigen Geſtalt fertig 
geſtellt wurde. 

Auf dieſem Syſteme beruhen auch außer der Patentgefeßgebung 
Deutſchlands die der Vereinigten Staaten von Amerika, Schwedens (vom 
16. Mai 1884), Norwegens (vom 16. Juni 1885) und theilweiſe 
auch Rußlands (vom 22. April 1868). 

Allerdings iſt auch hiemit nicht ein voller Schritt nach vorwärts 
gethan, indem ſich auch das neue Patentgeſetz entſprechend feinem Vor— 
gäuger nur mit einer begrenzten Neuheit begnügt, d. h. fic) zufrieden— 
ſtellt, wenn die den Schutz anſprechende Erfindung den Erforderniſſen 
der Schutzfähigkeit innerhalb des Geltungsgebietes des Geſetzes entſpricht, 
und wenn durch die im $3 in beſchränktem Maße aufgeſtellten Ver⸗ 
öffentlichungsmittel ein als Erfindung angegebener Thätigkeitserſolg nicht 
des Charakters der Neuheit entkleidet wird. Die negative Definition 
des Begriffes Neuheit im neuen Patentgeſetze zählt zu deſſen charakteri— 
ſtiſchen Hauptmerkmalen. Bemerkenswerth iſt auch der geſetzlich normirte 
Vorbehalt der eventuellen Suspenſion der Wirkung einer ſeitens eines 
fremden Staates verfügten Patentpublication in Anſehung der Neuheits⸗ 
frage. Die Geſetzgebungen der Vereinigten Staaten Nordamerikas, 
Englands, Deutſchlands, Belgiens und Luxemburgs verfolgen dasſelbe 
Syſtem, während Frankreich, Spanien, Italien, Rußland, Finnland 
und Brafilien, alle territorialen Schranken durchbrechend, einer Erfindung, 
wenn fic wo immer vor der Anmeldung bekannt wurde, die Patent- 
fähigkeit abſprechen. Allerdings wäre dieſer Standpunkt der alleinig 
richtige, doch ſtößt ſeine ſtricte Einhaltung auf unüberwindliche Schwierig⸗ 
keiten, abgeſehen davon, daß ſich die Conſtatirung der abſoluten 
Neuheit als ein geradezu unerfüllbares Poſtulat darſtellt. 

Ein nicht zu unterſchätzender Fortſchritt gegenüber dem alten 
Privilegiengeſetze und fremdländiſchen Geſetzgebungen documentirt ſich 
übrigens doch in den Beſtimmungen des § 3 des Entwurfes, welcher 
neben veröffentlichten Druckſchriften und offenkundiger Benutzung auch 
öffentliche Schauſtellung und Vorführung als einen neuheitaufhebenden 
Veröffentlichungsmodus bezeichnet. Bei der heutigen Entwicklung des 
Ausſtellungsweſens und der Verkehrsverhältniſſe und bei der fosmo- 
politiſchen Bedeutung der Erfindung iſt die Reform in dieſen beiden 
Richtungen einem längſt gefühlten Bedürfniſſe entgegengekommen. 

Einen der fühlbarſten Mängel des alten Privilegiengeſetzes bildet 
wohl der Umſtand, daß, wenn es auch dem Erfinder das ausſchließliche 
Gebrauchsrecht ſeiner Erfindung gewährt, ihn jedoch keineswegs in 
demſelben Umfange ſchützt, indem es im § 38 blos die Nachmachung 
und Nachahmung als verfolgbaren Eingriff erklärt, der gewerbe— 
mäßigen Benützung nachgemachter Erfindungsgegenſtände jedoch 
keine Schranken ſetzt. 

Das neue Patentgeſetz hat auch dieſem Mangel abgeholfen, von 
der Anficht beherrſcht, daß der Erfindungsſchutz in dem Maße zu ge— 
währen und zu ſichern ſei, als die Erfindung als eine gewerblich ver— 
werthbare Schöpfung der Induſtrie förderlich iſt. 

Das geſetzlich geregelte Recht des Erfinders beſteht daher nicht 
nur in einem Complex poſitiver Befugniſſe (als im Rechte, den Er- 
findungsgegenſtand ſelbſt herzuſtellen, anzubieten, in Verkehr zu ſetzen, 
zu gebrauchen und zu benützen), ſondern auch im negativen Befugniſſe, 
jedem dritten während des Rechtsbeſtandes des Patentes jegliche indu— 
ſtrielle Ausnützung der Erfindung zu verbieten. 

Das neue Patentgeſetz hat in der Erkenntniß, daß mit der Be- 
zeichnung „gewerbemäßig“ des alten Privilegiengeſetzes der Begriff des 
„induſtriellen Ausnützungsrechtes des Erfinders“ nicht ganz erſch öpft ijt 
im § 8 den Ausdruck „betriebsmäßig“ geſetzt, da es ganz leicht vorkommen 
kann, daß die Ausnützung einer Erſindung keine gewerbsmäßige iſt und 
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doch als induſtrielle Ausnützung in den Rechtskreis des Patentinhabers 
übergreift, z. B. die Einrichtung von patentirten Ventilationsvorrich⸗ 
tungen in Krankenhäuſern kann durchaus nicht als eine auf Erwerb 
gerichtete gewerbsmäßige, wohl aber muß ſie als eine „betriebsmäßige“, 
in das Patentrecht eingreifende Ausnützung aufgefaßt werden. Auf dieſem 
Standpunkt ſteht auch das ungariſche Patentgeſetz vom 14. Juli 1895 
(Gef. Art. XXXVII), nach welchem (§ 8) der Patentinhaber ausſchließ⸗ 
lich berechtigt iſt, den Patentgegenſtand als „Betriebseinrichtung“ 
zu benützen. 

Die „betriebsmäßige“ Ausnützung des § 8 beinhaltet jedoch 
keineswegs das Verbot, die Erfindung für perſönliche oder willen 
ſchaftliche Zwecke zu benützen, da dieſer Benützung von vorneherein der 
den Erfindungen anhaftende induſtrielle Charakter mangelt. ! 

Bildet den Inhalt des Patentſchutzes ein Verfahren, fo muß ſich 
dieſer Schutz ſelbſtverſtändlich auch auf die durch dieſes Verfahren 
hervorgebrachten Gegenſtände beziehen; wenn das Patentgeſetz dieſen Schutz 
auf durch das patentirte Verfahren „unmittelbar“ hergeſtellte Gegen- 
ſtände beſchränkt, fo liegt der Grund darin, daß es eine nicht zu recht— 
fertigende Verkehrseinſchränkung bedeuten würde, wenn derlei Gegen— 
ſtände unter jeder Bedingung, alſo auch wenn ſie lediglich als 
Hilfsmittel zur Erzeugung eines anderen Gegenſtandes verwendet 
werden, ausgeſchloſſen wären. 

Das neue Patentgeſetz kennt naturgemäß auch keinen Erfinderſchutz 
gegen den bona fide handelnden Vorbenützer, d. i. denjenigen, welcher 
bereits zur Zeit der Anmeldung im guten Glauben die Erfindung im 
Inlande in Benützung genommen oder die hiezu erforderlichen Veran— 
ſtaltungen getroffen hat. Derſelbe darf jedoch dieſe Erfindung nur für 
die Bedürfniſſe ſeines eigenen Betriebes ausnützen und ſteht ihm 
bei Anerkennungsverweigerung gegen den Patentbeſitzer der Rechtsweg 
an das Patentamt offen (Anfechtungsproceß). 

(Fortſetz ung folgt.) 


Alittheilungen aus der Praris. 


Zur Durchführung einer Strafverhandlung wegen beleidigender 

Schreibweiſe nach der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. 

Nr. 96, iſt das perſönliche Erſcheinen des Beſchuldigten, beziehungs⸗ 

weiſe eine eventuelle zwangsweiſe Vorführung desſelben nicht un⸗ 

bedingt erforderlich und genügt unter umſtänden die Androhung, 

daß auch im Falle ſeines Ausbleibens mit der Strafverhaudlung 
vorgegangen werden wird. 

Seitens der Bezirkshauptmannſchaft L. wurden im Jänner 1896 
die unterſtehenden Gemeindeämter angewieſen, die alljährlich einzuſen— 
denden Pferdeclaſſifications⸗Ausweiſe und Tanglichkeitsverhältniſſe ent⸗ 
ſprechend zu berichtigen und bis 1. April 1896 behufs Ueberprüfung 
vorzulegen. 

Dieſer Aufforderung hat das Gemeindeamt C. nicht entſprochen, 
worauf am 5. Mai 1896 eine Urgenz an dasſelbe erging, dem Auf— 
trage binnen 3 Tagen nachzukommen. Am 8. Mai 1896 legte das Ge⸗ 
meindeamt C. die Claſſificationsausweiſe vor, ohne jedoch das Taug⸗ 
lichkeitsverzeichniß in Vorlage gebracht zu haben, weshalb die Vorlage 
des letzteren Verzeichniſſes am 11. Mai 1896 betrieben worden iſt. 

Dieſe Betreibung blieb unbeantwortet; deingemäß hat die Bezirks— 
hauptmannſchaft L. am 8. Auguſt 1896 die Vorlage des Tauglichkeits- 
verzeichniſſes unter Androhung der Entſendung eines Strafboten auf 
8 Tage urgirt. 

Nachdem auch dieſe Urgenz unbeantwortet geblieben iſt, hat die 
Bezirkshauptmannſchaft L. am 28. Auguſt eine neuerliche Urgenz aus: 
gefertigt und dieſelbe durch einen Boten auf Koſten der Gemeinde C. 
(50 kr.) dem dortigen Gemeindeamte zuſtellen laſſen. 

Der Bote brachte noch an demſelben Tage eine vom Gemeinde- 
rathe gefertigte Antwort zurück, worin geſagt wird, daß die Claſſifica— 
tionsausweiſe am 8. Mai 1896 der Bezirkshauptmannſchaft vorgelegt worden 
ſind und daß der Gemeinderath in Abweſenheit des Gemeindevorſtehers 
teine anderen Ausweiſe ausfertigen könne. 

Den nächſten Tag (29. Auguſt 1896) langte bei der Bezirks— 
hauptmannſchaft L. eine vom Gemeindevorſteher Wenzl J. gefertigte Ein⸗ 
gabe ein, worin derſelbe hervorhebt, daß der Claſſificationsbogen, worin 
auch angegeben erſcheine, welche Pferde tauglich find, der genannten Be- 
hörde am 4. Mai 1896 eingeſendet wurde; das Tauglichkeitsverzeichniß 
habe daher ein Diurniſt oder ſonſt jemand, der nichts zu thun habe, 


anfertigen können. Von überflüſſigen Seccaturen und von Strafboten 
ſolle man die Gemeindeämter, welche infolge der Bedienung vieler be 
quemer Herren ohnehin überlaſtet ſeien, verſchonen. 

Hierin erblickte die Bezirkshauptmannſchaft L. eine Beleidigung 
des dortigen Amtes und der Beamten desſelben und ſtellte unter Hin⸗ 
weis darauf, daß der Gemeindevorſteher in C. ſich ſchon wiederholt in 
ſeinen ſchriftlichen Eingaben unziemende Bemerkungen gegenüber der 
Bezirkshauptmannſchaft erlaubt habe und auch ſchon diesbezüglich gerügt 
worden ſei, bei der Statthalterei die Bitte, auf Grund des § 14 der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, eine andere 
Behörde zur Verhandlung des Gegenſtandes und zur Urtheilsſchöpfung 
zu delegiren. 

Mit Erlaß der Statthalterei vom 2. September 1896, Z. 142.991, 
wurde zu der fraglichen Verhandlung und Urtheilsſchöpfung der Bezirks⸗ 
Hauptmann in Sch. delegirt. Hievon wurde auch der Bezirkshaupt⸗ 
mann in L. mit dem Beifügen in die Kenntniß geſetzt, daß es ihm 
überlaſſen bleiben muß, wegen Nichtbefolgung der in der vorliegenden 
Angelegenheit dem Gemeindevorſteher in C. gegebenen Aufträge erforder— 
lichen Falles gegen denſelben im Grunde des § 105 Gemeinde-Ordnung 
einzuſchreiten. 

Infolge der Delegation hat die Bezirkshauptmannſchaft Sch. mit 
Erlaß vom 6. September 1896, 3. 39.093, den Gemeindevorſteher J. 
in C. unter Berufung auf die erfolgte Delegation zur Einvernahme in 
Betreff ſeines beleidigenden Berichtes vom 29. Auguſt 1896 zur Bezirks— 
hauptmannſchaft in Sch. auf den 17. September 1896, und zwar im 
Wege der Bezirkshauptmannſchaft L. vorgeladen. 

Wenzl J. erhielt die Vorladung erſt am 20. September 1896 
und iſt daher zu der Einvernahme am 17. September 1896 nicht er⸗ 
ſchienen, ohne überhaupt auch ſpäter auf die Vorladung eine Antwort 
gegeben zu haben. 

Mit Erlaß der Bezirkshauptmannſchaft Sch. vom 30. September 
1896, 3. 42.357, wurde Wenzl J. unter Bezugnahme auf die erſte 
Vorladung zur Einvernahme auf den 12. October 1896 abermals nach 
Sch. vorgeladen. 

Auf dieſe Vorladung antwortete Wenzl J. unterm 3. October 
1896, daß er nach Sch. nicht gehen könne, weil er durch feine ver: 
ſchiedenen Functionen ſtets in Anſpruch genommen werde; die Einver⸗ 
nahme könne ja bei der Bezirkshauptmannſchaft in L. vorgenommen 
werden, wohin er jeden Donnerstag zu kommen pflege. 

Mit Beſcheid vom 7. October 1896, Z. 43.138, hat die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Sch. den Genannten unter Androhung einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe von 5 fl. zum 15. October 1896 abermals nach Sch. vorgeladen 
und hiebei bemerkt, daß die Einvernahme nicht in L., wie begehrt wird, 
vorgenommen werden kann, weil die Bezirkshauptmannſchaft Sch. zur 
Verhandlung des Gegenſtandes delegirt worden ſei. 

Gegen dieſe Vorladung brachte Wenzl J. am 12. October 1896 
eine Beſchwerde ein, worin derſelbe geltend macht, daß er als Ange— 
höriger des Bezirkes L. das Recht habe, bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft in L. und nicht in Sch. einvernommen zu werden. Die vermeint- 
liche Beleidigung habe im Bezirke L. ſtattgefunden und er ſei daher 
nicht verpflichtet, zur Einvernahme in einen fremden Bezirk zu reiſen. 
Auf dieſe Weiſe könnte man ihn ja auch nach Wien vorladen. Durch 
die in Rede ſtehende Aufforderung erachte er ſich in ſeinen Rechten 
verletzt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft Sch. legte den Proteſt der Statthalterei 
vor. Die Statthalterei gab mit der Entſcheidung vom 23. December 
1896, 3. 167.070 (auf Grund eines Sitzungsbeſchluſſes) dem Recurſe 
keine Folge, weil der Bezirkshauptmann in Sch. mit dem Statthalterei- 
Erlaſſe vom 2. September 1896, Z. 142.991, im Grunde des § 14 
der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, zur 
Verhandlung und Urtheilsſchöpfung in Angelegenheit der in dem Bee 
richte des Recurrenten vom 29, Auguſt 1896, Z. 174, von dem Bezirks⸗ 
hauptmann in L. erblickten beleidigenden Schreibart nach Maßgabe des 
§ 12, lit. e der citirten kaiſ Verordnung delegirt worden iſt und die 
Delegirung zur Verhandlung nothwendigerweiſe auch die Delegirung zur 
Vorladung in ſich begreift. 

Dagegen überreichte nun Wenzl J. den Miniſterialrecurs, in 
welchem er den Hergang in der vorliegenden Frage erzählt, die Berech— 
tigung ſeines Begehrens, in L. einvernommen zu werden, auf die Be— 
ſtimmungen des § 9 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 ſtützt 
und hervorhebt, daß er nach Sch. 6 Stunden Weges hat und durch die 
Reiſe dahin — abgeſehen von Auslagen und Zeitverluſt — einen 
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ganzen Tag opfern müßte, was fchon im voraus eine erhebliche Strafe 
wäre. Es handle ſich ja um kein Verbrechen und die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft L. habe durch ihr ſchroffes Vorgehen gegen das Gemeinde⸗ 
amt dieſen Conflict zum Theile ſelbſt verſchuldet. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
5. März 1897, Z. 6707, über den dagegen eingebrachten Rucurs des 
Wenzl J. die angefochtene Statthalterei⸗Entſcheidung, ſowie den der- 
ſelben zugrunde liegenden bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid behoben, 
„weil im vorliegenden Falle mit Rückſicht auf die Natur der ſtrafbaren 
Handlung es zur Erforſchung der Wahrheit nicht nöthig erſcheint, das 
perſönliche Erſcheinen des Beſchuldigten durch Zwangsmittel zu ver⸗ 
anlaſſen, daher es genügt hätte, wenn die delegirte Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft ihrer Vorladung des Beſchuldigten die Androhung beifügen würde, 
daß auch im Falle feines Ausbleibens mit der Strafverhandlung vor- 
gegangen werden wird. In dieſem Sinne wird die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Sch. in dieſer Sache weiter vorzugehen haben.“ M. 


Der Opfergang um den Altar, mit welchem, während der Prieſter 

in der Saeriſtei die Ringe weiht, ortsüblich die kirchliche Trauungs⸗ 

ceremonie eröffnet wird, bildet für die katholiſche Kirche einen Be⸗ 
ſtandtheil der öffentlichen Religionsübung (§ 303 St. G.). 


Der Dienſtknecht Johann W. hat anläßlich einer Hochzeitsfeier, 
während des der Trauung unmittelbar vorangehenden Opferganges um 
den Altar, an welchem er theilnahm, zum Aergerniß der Kirchenbeſucher 
laut aufgejauchzt. Der Prieſter, der die Weihe der Ringe in der Sacriſtei 
vollzogen hatte, ſchickte ſich eben an, zur Vornahme der Trauung in die 
Kirche einzutreten. Wegen dieſes Benehmens wurde Johann W. mit 
Urtheil des Kreisgerichtes Bozen vom 3. April 1897, Z. 1849, des im 
§ 303 St. G. behandelten Vergehens ſchuldig erkannt. Der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde des Verurtheilten beſchloß der Caſſationshof mit Entſcheidung 
vom 11. Mai 1897, Z. 5300, lediglich zu Feſtſtellungen in der Richtung 
des ſubjectiven Thatbeſtandes ſtattzugeben (Schlußſatz des § 288, Z. 3 
St. P. O.). 

Gründe: Die Unterordnung der That unter die Beſtimmung 
des § 303 St. G. entſpricht dem Geſetze, und die dagegen erhobenen 
Einwendungen der Nichtigkeitsbeſchwerde entbehren der Berechtigung. 
Daß die Darbringung von Opfergaben überhaupt, insbeſondere aber in 
Form der Opſergänge, die eine beſonders rituelle Feierlichkeit durch 
Niederlegung der Opfergaben auf den Altar erlangen, zu den traditionellen 
Gebräuchen der katholiſchen Kirche gehört, ſteht außer Frage und wird 
auch von der Nichtigkeitsbeſchwerde nicht beſtritten. Iſt aber im vor⸗ 
liegenden Falle durch den Erſtrichter außerdem noch feſtgeſtellt, daß nach 
einem durch die uralte Ueberlieferung geheiligten örtlichen Brauche der 
Opfergang unmittelbar vor der kirchlichen Trauung ſtattfindet, daß alſo 
mit dem Opfergange die kirchliche Trauungsceremonie eröffnet und die 
Zeit ausgefüllt wird, während welcher der Prieſter in der Sacriſtei die 
Ringe weiht, ſo iſt der Gerichtshof im Rechte, wenn er den Opfergang 
als Anfang der religiöſen Handlung und ſomit als zur öffentlichen 
Religionsübung gehörig (§ 303 St. G.) anſieht. Dabei iſt es gleich⸗ 
giltig, ob es ſich um einen nur örtlichen, oder um einen in der ganzen 
Kirche üblichen Gebrauch handelt; die Nichtigkeitsbeſchwerde, welche die 
Strafbeſtimmung des § 303 St. G. deshalb nicht angewendet wiſſen 
will, weil es ſich um einen in der katholiſchen Kirche nicht allgemein 
verbreiteten Gebrauch handle, iſt im Unrecht, denn ſie verkennt eben, 
daß das Geſetz ſelbſt, indem es die Gebräuche neben den „Lehren“ und 
„Einrichtungen“ einer geſetzlich anerkannten Kirche nennt, auch auf Be⸗ 
ſonderheiten örtlicher Natur Rückſicht nimmt, ſoferne ſolche nur des 
kirchlich anerkannten Charakters nicht entbehren. Nach der ſubjectiven 
Seite hingegen erſcheint das Urtheil nicht vollſtändig begründet, weil es, 
wozu die Rechtfertigung des Angeklagten allerdings beſonderen Anlaß 
geboten hätte, die Frage nicht erörtert, ob der den ungebildeten Ständen 
angehörende Angeklagte ſich der zur Erregung von Aergerniß geeigneten 
Beſchaffenheit ſeines Betragens bewußt war, weil das Urtheil ſich viel⸗ 
mehr darauf beſchränkt, die objectiven Thatbeſtandsmerkmale und deren 
Qualificationen zu erörtern. Mit Recht rügt die Nichtigkeitsbeſchwerde 
dieſen Mangel; es mußte ihr daher ſtattgegeben wurden. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Legations⸗Secretär Joh. Prinzen Schönburg 
Hartenſtein tarfrei den Titel eines Legationsrathes verliehen. a 

Se. Majeſtät haben dem Bergrathe und Vorſtande des Filial⸗Punzirungs⸗ 
amtes in Wien Robert Gumpl den Titel und Charakter eines re 
und den Oberwardeinen Karl Knies des Filial⸗Punzirungsamtes und Joſef 
Klazar des Hauptpunzirungsamtes in Wien den Titel und Charakter eines 
Bergrathes, ſämmtlichen taxfret, verliehen. 

S. M. haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs aus⸗ 
gezeichneten Miniſterialrathe im Eiſenbahn⸗Miniſterium Dr. Ferd. Zehetner 
anläßlich deſſen Penſionierung die ah. Zufriedenheit bekannt geben laſſen. 

Se. M. haben die Einreihung des Präſidenten der Seebehörde Ernſt 
Becher in die IV. Rangsclaſſe der Staatsbeamten ad personam genehmigt. 

Se. M. haben den Sectionsrath im Eiſenbahn⸗Miniſterium Camill 
Kuranda zum Miniſterialrathe extra statum ernannt und dem mit Titel und 
Charakter eines Oberbaurathes ausgezeichneten General⸗Directionsrathe der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbahnen Victor Schützenhöfer den Titel und Charakter eines 
Hofrathes verliehen. Bu 

Se. M. haben dem Gectionsrathe im Miniſterium des Innern Sifinio 
Freiherrn Pretis v. Cagnodo den Titel und Charakter eines Miniſterialrathes, 
dann den Miniſterial⸗Secretären in dieſem Miniſterium Ph. Dr. Andreas Grafen 
Schaffgotſch und Victor Houdek den Titel und Charakter eines Sections: 
rathes, allen taxfrei, verliehen. 

Se. M. haben dem mit Titel und Charakter eines Landesregierungs⸗ 
Rathes bekleideten Bezirkshauptmann Wilh. Groß in Freiwaldau anläßlich deſſen 
Penſionierung den Orden der eiſernen Krone taxfrei verliehen. 

Se. M. haben dem Hauptſteuereinnehmer Ferd. Gaheis in Wr.⸗Neuſtadt 
anläßlich deſſen Penſionierung den Titel eines faif. Rathes tarfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizei⸗Obercommiſſär Ladislaus Swolkien zum Polizeirathe bei der Krakauer 
Polizeidirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Commiſſär Anton Brunner zum 
Finanz⸗Obercommiſſär der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär 33. Zboril zum 
Finanzrathe und den FFinanz⸗Commiſſär Karl Kraus zum Finanz⸗Obercommiſſär 
der mähriſchen Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Kaſimir Zukowski zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Finanz⸗Direction in Czernowitz ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur Joh. Simunek in Prag zum 
Oberingenieur der Poſt⸗ und Telegraphendirection in Prag ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Otto Fachbach Edlen 
v. Lohnbach in Graz zum Ober-Poſtcontrolor ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Miniſterialconcipiſten des Eiſenbahn⸗Mini⸗ 
ſteriums Dr. Rudolf Schindler zum Miniſterial⸗Viceſeeretär im Handels: 
miniſterium ernannt. = 

Das Handelsminiſterium hat den Poſtcontrolor Anton Kratky in Trieſt 
zum Oberpoſtcontrolor in Pola ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur Alfred Ritter v. Urbanitzky 
zum Oberingenieur ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Joſef Ridky in Brünn zum 
Poſtſecretär in Prag, den Poſtcommiſſär Dr. Fz. Tobiaſch zum Oberpoſt⸗ 
commiſſär in Prag und den Poſtcommiſſär Joh. Ritter v. Ambros zum Poſt⸗ 
ſecretär im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtpraktikanteu Eugen Göttinger und 
Fz. Bernard zu Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adminiſtrations-Adjuncten Sebaſtian 
Ottitſch der k. k. Forft: und Domänen⸗Direction in Innsbruck zum Admini⸗ 
ſtrations⸗Secretär extra statum ernannt. 


Erledigungen. 


1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe beim Revierbergamte in Schlan 
bis 20. November. (Amtsblatt Nr. 246.) ng 

1 Officialsſtelle in der X. Rangsclaſſe, eventuell 1 Kanzliftenitelfe 
in der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Polizeidirection in Trieſt bis Ende November. 
(Amtsblatt Nr. 247.) 

1 Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der k. k. Polizeidirection 
in Brünn bis 20. November. (Amtsblatt Nr. 247.) 

Die Lotto-Directions⸗Rechnungsführerſtelle in Wien in der 
VIII. Rangsclaſſe gegen Caution, ferner die Amts: und Caſſencontrolors⸗ 
ſtelle beim k. k. Lottoamte in Graz in der IX. Rangsclaſſe gegen Caution bis 
25. November. (Amtsblatt Nr. 250.) 

1 landſchaftliche Thierarztesſtelle in Radſtadt mit 600 fl. Gehalt 
bis 30. November. (Amtsblatt Nr. 250.) 

1 Officialsſtelle in der X. Rangsciajfe beim Lottoamte in Wien bis 
Ende November. (Amtsblatt Nr. 251.) 


DER- Diejer Nummer liegt bei als Separat⸗Beilage: 
„Juſtanzenzug und Verufungsfriſten in der Ver⸗ 
waltung“ von Alo is Lasciac, k. k. Bezirkshauptmann. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 87 und 88 der Erkenntniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


Beilage zu Nr. 44, Ig. 1898 der ,.Oelferreidifden Zeitſchrift für Verwaltung“. 


Inltanzenzrig und SBerufsfriften 


in der Verwaltung. 


Von Alois Sasciac, k. k. Bezirkshauptmann. 


Beſchwerden gegen Verfügungen und Entſcheidungen.“) 


I. des Gemeindevorſtandes. 
a) Im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe: 
1. Bei Verfaſſung der Geſchwornenurliſten — an die Gemeinde⸗ 
commiſſion binnen 8 Tagen — Geſetz v. 23./1. 1873, R. G. Bl. Nr. 121. 
2. In Bienenzuchtangelegenheiten — an die Bezirksbehörde binnen 
4 Wochen — Geſetz v. 80./VI. 1879, L. G. Bl. Nr. 13 für Görz 
Gradisca. : 
3. Bei Beſtrafungen der Gemeindeausſchußmitglieder wegen Aus⸗ 


bleibens von den Sitzungen — in Galizien an den Bezirksausſchuß, 
in Dalmatien an den Landesausſchuß, in Niederöſterreich an die Bezirks- 
behörde, binnen 14 Tagen — Gemeindeordnungen. 


Bemerkung ad 3: In den Gemeindeordnungen der übrigen 
Länder iſt ein Rechtszug nicht vorgeſehen, und dürften alſo die Straf- 
erkenntniſſe des Gemeindevorſtehers unanfechtbar ſein. Wollte man 
jedoch die Anfechtbarkeit als zuläſſig anſehen, ſo ließe fic) die Anwen⸗ 
dung der Miniftertal-Berordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, 
wonach der Recurs gegen Straferkenntniſſe der politiſchen (Polizei⸗ 
Behörden binnen 24 Stunden anzumelden und binnen weiteren 3 Tagen 
auszuführen ijt, in dieſem Falle nicht rechtfertigen. Denn, wenn auch 
die Gemeindebehörden in der Durchführung des Strafverfahrens ſich 
nach den für die ſtaatlichen Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz gelten- 
den Normen zu richten haben, ſo erfolgt im vorliegenden Falle die Be⸗ 
ſtrafung im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe, gleichſam als Ausfluß der 
Diſciplinargewalt des Gemeindevorſtehers. Nichts liegt alſo näher, als 
hier die für Berufungen gegen die im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe 
gefaßten Befchlüſſe des Ausſchuſſes beſtimmte 14tägige Recursfriſt — 
als die einzige in den Gemeindeordnungen vorgeſehene allgemeine Recurs⸗ 
frift — in finngemäße Anwendung zu bringen. Daß dieſe Beſtrafung 
innerhalb des ſelbſtändigen Wirkungskreiſes erfolge, dürfte wohl allgemein 
zugegeben werden, da die Beſtimmung des § 58 der Gemeindeordnung 
für Krain“): „Dieſes Strafrecht wird im übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe ausgeübt ...“ ſich offenbar nur auf das Strafrecht in Sachen 
der Ortspolizei, wovon eben der § 58 handelt, bezieht, und ferner 


*) Im Jahre 1889 iſt im floveniſchen Fachblatte „Slovenski Pravnik“ 


eine durch den k. k. Landesregierungsrath Dr. Globoönik zuſammengeſtellte kürzere 
Darſtellung über die Berufungsfriſten und den Inſtanzenzug im Verfahren vor 
den ſtaatlichen und autonomen Verwaltungsbehörden erfchienen. 

**) Der größeren Einfachheit halber wollen wir bei Berufungen auf 
Landesgeſetze, welche in den verſchiedenen Kronländern bezüglich des nämlichen 
Gegenſtandes nach gleichen Grundſätzen beruhen, ſtets das bezügliche Landes⸗ 
I von Krain unter Anführung des Jahrganges und der Nummer des Landes: | 
geſetzblattes eitiren. | 


mit Rückſicht auf den Umſtand, daß in Galizien und Dalmatien 
über die Berufung die autonomen Behörden (Bezirks - Candes- 
ausſchuß) zu entſcheiden, in den übrigen Kronländern die Gemeinde⸗ 


vorſteher ſogar endgiltig zu erkennen haben. 


4. Hier weiſen wir auf jene Recurſe hin, welche gegen die im 
ſelbſtändigen Wirkungskreiſe getroffenen gemeindevorſtändlichen Ver⸗ 
ſügungen gerichtet ſind, und von der politiſchen Bezirksbehörde auf 
Grund des Staataufſichtsrechtes allgemein dahin erledigt werden können: 
„es fet durch die angefochtene Verfügung der Wirkungskreis der Ge- 
meinde überſchritten oder ein Geſetz verletzt worden oder auch umgekehrt“. 

5. In anderen Fällen überhaupt — an den Gemeindeausſchuß, 
binnen 14 Tagen — 1862, R. G. Bl. Nr. 18, Art. XVI und 1866, 
L. G. Bl. Nr. 2 (für Krain). 

Bemerkung ad 5: Während in einigen Gemeindeordnungen eine 
Friſtbeſtimmung vermißt wird, iſt in anderen die 14tägige Friſt aus⸗ 
drücklich vorgeſehen. 


6) Im übertragenen Wirkungskreiſe, und zwar: 
5) Im Wahlverfahren. 


6. Bei der Anlegung der Gemeindewählerliſten — an die Ge— 
meinde⸗Reclamationscommiſſion binnen 8 Tagen — 1866, L. G. Bl. Nr. 2 
(für Krain). 

7. Bei der Anlegung der Wählerliſten für die Reichsrathswahlen 
in der Claſſe der Städte, der Landgemeinden und der allgemeinen 
Wählerclaſſe — au die Bezirksbehörde binnen 8 Tagen — Geſetz v. 


2. April 1873, R. G. Bl. Nr. 41, u. v. 14. Juni 1896, R. G. Bl. Nr. 168 


und 169. 

8. Bei der Anlegung der Wählerliſten für die Landtagswahlen 
in der Claſſe der Städte und der Landgemeinden — an die Bezirks⸗ 
behörde binnen 8 Tagen — Landtagswahlordnungen. 

Bemerkung ad 8: In den Landtagswahlordnungen ex a. 1861 
wird von der Zuläſſigkeit einer Beſchwerde gegen die Wählerliſten der 
Städte, Märkte, Induſtrialorte und die Liſten der Urwähler in den 
Landgemeinden keine Erwähnung gethan. Die Bezirksbehörde hat die 
Liſten nothwendigenfalls von amtswegen zu berichtigen. Dieſelben werden 
nicht einmal öffentlich aufgelegt. Nach den ſpäter erfloſſenen Landtags⸗ 
wahlordnungen, fo z. B. für Niederöſterreich ex a. 1896, für Krain 
ex a. 1884, find Recurſe gegen die Liſten der Urwähler in den Land- 
gemeinden und der Wähler in den Städten, Märkten und Induſtrial⸗ 
orten binnen 8 Tagen an die Bezirksbehörde zu richten. 

Nach 825 der Reichsrathswahlordnung werden Reclamationen 
gegen die Wählerliſten der Städte, Märkte und Induſtrialorte, der 
Urliſten in der allgemeinen Wählerclaſſe und in der Claſſe der Land⸗ 
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gemeinden binnen 8 Tagen an die Bezirksbehörde gerichtet, welche 
darüber zu entſcheiden hat. 

9. Bei den im übertragenen Wirkungskreiſe gefüllten Schuberfennt- 
niffen — an die Landesbehörde, ſofort — SS 6, 7 Geſetz v. 27. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 88. 


6) Im Strafverfahren bei Uebertretungen. 


10. Der Bauorduung — an die Bezirksbehörde binnen 14 Tagen 
— 1875, L. G. Bl. Nr. 26 (für Krain). 

11. Der Feuerlöſchordnung — Bezirksbehörde binnen 8 Tagen — | 
1881, L. G. Bl. Nr. 14 (Krain). | 

12. Des Geſetzes zum Schutze der nützlichen Vögel — Bezirks⸗ 
behörde binnen 8 Tagen — 1870, L. G. Bl. Nr. 20 (Krain). 

13. Des Geſetzes, betreffend deu Schutz gegen die Verheerung 
der Raupen — Bezirksbehörde binnen 8 Tagen — 1870, L. G. Bl. 
Nr. 21 (Krain). 

14. Der Vorſchriften über die Vertilgung der Kleeſeide — Bezirks⸗ 
behörde binnen 8 Tagen — 1883, L. G. Bl. Nr. 10 (Krain). 

Bemerkung ad 9—13: In den übrigen Kronländern findet 
man abwechſelnd die drei-, bezw. acht- oder vierzehntägige Friſt. 

15. Des Feldſchutzgeſetzes — Bezirksbehörde binnen 8 Tagen — 
1875, L. G. Bl. Nr. 8 (Krain). 

16. Der Ortspolizeivorſchriften überhaupt — Bezirksbehörde binnen 
8 Tagen — Min. Bog. v. 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61. 


63) In anderen Fällen. 


17. Im allgemeinen — Bezirksbehörde binnen 14 Tagen — 
1866, L. G. Bl. Nr. 2 (Krain). | 

Bemerkung ad 17: Abgeſehen von wenigen Ausnahmen enthalten 
die Gemeindeordnungen der verſchiedenen Kronländer keine Beſtimmung 
über die Friſt, binnen welcher in Gegenſtänden des übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſes — ſofern ſie nicht zum Wahlverfahren gehören — die Be⸗ 
rufung an die Bezirksbehörde einzubringen fei. Es wird darin (vide: § 91 
Gem. Ordg. f. Krain) lediglich die Friſt von 14 Tagen für die Einbringung 
der Recurſe gegen Gemeindeausſchußbeſchlüſſe an den Landesausſchuß 
feſtgeſetzt; dieſe Friſt wird in der Praxis per analogiam, beim Ab⸗ 
gange anderer Anhaltspunkte, auch in Fällen von Recurſen an die Be⸗ 
zirksbehörde gegen gemeindevorſtändliche Verfügungen und Eut⸗ 
ſcheidungen in Anwendung gebracht. Nur die Gemeindeordnungen für 
Niederöſterreich (SIT) und für Steiermark (§ 91) ſetzen für Recurſe 
an die Bezirksbehörde eine vierzehntägige Friſt ausdrücklich feſt. 

18. Bei Verfaſſung der Wählerliſten für die Wahl der Mitglieder 
der Gewerbegerichte — Bezirksbehörde binnen zwei Wochen — 87 
Geſetz v. 14. Mai 1869, R. G. Bl. Nr. 63. 


II. des Gemeindcausſchuſſes. 


a) Im eigenen Wirkungskreiſe. 


19. Im allgemeinen — an den Landesausſchuß binnen 14 Tagen 
(oder Bezirksausſchuß) — Geſetz v. 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, 
Art. XVIII c, und 1866, L. G. Bl. Nr. 2 (Krain). 


Ausnahmen von dieſem Grundſatze: 


a) Der Recurs gegen den die Ausweiſung eines Auswärtigen 
verfügenden Gemeindeausſchußbeſchluß wird an die „Bezirksbehörde“ 
eingebracht. 

b) Recurſe gegen den Beſchluß des Gemeindeausſchuſſes, betreffend 
die zu verhängende Geldſtrafe weden Nichtannahme der Wahl, ſind nach 
einigen Gemeindeordnungen bei der „Bezirksbehörde“, nach anderen 
beim „Bezirks⸗ oder Landesausſchuſſe“ einzubringen. Auch hier dürfte 
analog der Beſtimmung des § 91 G. O. (Krain) die vierzehntägige 
Recursfriſt anzuwenden ſein. | 

c) Recurſe gegen Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes rückſichtlich 
der Deckung von Cultusauslagen ſind an die „Bezirksbehörde“ binnen 
der allgemeinen Friſt von 14 Tagen einzubringen (vide: $ 37 des Geſetzes 
vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, und Min. Vdg. vom 31. December 
1877, R. G. Bl. Nr. 8 ex 1878). 


d) Gegen Beſchlüſſe in ſtreitigen Waſſerrechtsangelegenheiten 
— außer wenn es ſich lediglich um die Waſſerverſorgung handelt —, | 


in Forſtangelegenheiten und in Heimatſachen — bei Verweigerung eines 
Heimatſcheines nach § 42 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863, 


R. G. Bl. Nr. 105, oder bei Verweigerung der Aufnahme in den Heimat⸗ 
verband nach $ 6 des Geſetzes vom 5. December 1896, R. G. Bl. Nr. 222 


— iſt der Recurs an die „Bezirksbehörde“ einzubringen. 

e) u. ſ. w. u. ſ. w. Hiebei iſt noch zu erwähnen, daß bei dem 
Umſtande, als die politiſchen Behörden zur Handhabung des ſtaatlichen 
Aufſichts- und Siſtirungsrechtes im Grunde des Gemeindegeſetzes be- 
rechtigt und verpflichtet find, das Recursrecht betreffend die Handhabung 
dieſes obligatoriſchen Aufſichtsrechtes nicht eingeſchränkt erſcheint. 


b) im übertragenen Wirkungskreiſe. 


20. Im allgemeinen — Bezirksbehörde binnen 14 Tagen — 
1866, L. G. Bl. Nr. 2 (Kr.), 1862, R. G. Bl. Nr. 18. 
Bemerkung ad 20: Auf dieſe vierzehntägige Friſt iſt per ana- 


logiam aus der im Gemeindegeſetze enthaltenen Beſtimmung der Friſt 


für Recurſe an den Landesausſchuß zu ſchließen. 

21. Die Bezirksbehörde hat das Recht, Beſchlüſſe, welche nicht 
innerhalb des der Gemeinde zugewieſenen Wirkungskreiſes gefaßt werden 
oder die gegen ein Geſetz verſtoßen, zu ſiſtiren — 1866, L. G. Bl. 
Nr. 2 (Kr.), 1862, R. G. Bl. Nr. 18. 

22. Die Statthalterei hat über Recurſe gegen derartige Siſtirungen, 
wenn dieſelben den ſelbſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde betreffen, 
nach Einvernehmung des Landesausſchuſſes, ſonſt aber ohneweiters zu 
entſcheiden — Gemeindeordnungen. 


III. des Ortsſchulrathes. 


23. Im allgemeinen — Bezirksſchulrath binnen 14 Tagen — 
1870, L. G. Bl. Nr. 11 (Kr.) 


IV. des Bezirksſtraßenausſchuſſes. 


24. Im allgemeinen — Landesausſchuß binnen 14 Tagen — 
1873, L. G. Bl. Nr. 8 (Kr.). 

Bemerkung ad 24: In einigen Landesgeſetzen, wie z. B. im 8 15 
des Geſetzes vom 6. Mai 1896, L. G. Bl. Nr. 18, für Iſtrien, wird die 


vierzehntägige Friſt ausdrücklich beſtimmt, die anderen hingegen blos auf 


die allgemein geltenden Friſten hingewieſen. 
Recurſe gegen Verfügungen des Obmannes des Straßenausſchuſſes 


ſind an den Straßenausſchuß in der Fallfriſt von 14 Tagen zu richten. 


V. des Landesausſchuſſes. 
25. Bei Rechtsverlegungen — Verwaltungsgerichtshof binnen 


60 Tagen — Geſetz v. 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876. 


26. Bei Competenzconflicten — Reichsgericht binnen 60 Tagen — 
Geſetz v. 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, und Geſetz v. 18. April 
1869, R. G. Bl. Nr. 44. 

Bemerkung ad 26: Der 8 12 des Geſetzes v. 18. April 1869, 
R. G. Bl. Nr. 44, fixirt zur Einbringung des Antrages die Friſt von 
60 Tagen, welche vom Tage des bei Gericht erhobenen Anſpruches zu 
lauſen beginnt. Das Geſetz fixirt dieſe Friſt unter der Vorausſetzung, 
daß unter den betheiligten Behörden eine Gerichtsbehörde ſich befinde, 
während es eine Friſtbeſtimmung rückſichtlich der Competenzconflicte 


zwiſchen autonomen Landesbehörden untereinander oder zwiſchen dieſen 


und den Regierungsbehörden nicht enthält. In dieſen Fällen dürfte jedoch 
die citirte Beſtimmung des § 12 ſinngemäße Anwendung finden. 

27. Bei den Anſprüchen, welche unter Art. 3, lit. a des Geſetzes 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, angeführt find — Reichs- 
gericht (keine Friſt) — Geſetz vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, 816. 


VI. der Bezirksbehörde. 


a) In Stellung'sſachen. 


28. Und zwar bezüglich des Anſpruches auf eine Begünſtigung 
für Geiſtliche, Lehrer, Landwirthe und Familienerhalter, wenn die Be⸗ 


| giinftigung zuerkannt wird, fo ſteht den Heeres-, Landwehr⸗ und Ge- 
meindevertretern die Einſprache zu — an die Landesbehörde binnen 


14 Tagen — Wehrvorſchriften 1889, 88 47 bis 59. 


29. Wird die Begünſtigung aberkannt, fo fteht dagegen der Partei 
der Recurs zu — Landesbehörde binnen 14 Tagen — et supra. 

Bemerkung ad 28 und 29: Die Landesbehörde hat im Einver⸗ 
nehmen mit dem Militärterritorial⸗, beziehungsweiſe Landwehrcommando, 
die Entſcheidung zu treffen. 

30. Im Falle der Auswanderung eines Wehrpflichtigen — Landes⸗ 


behörde binnen 30 Tagen — Miniſterialerlaß 1. November 1882, 
Zahl 1465. 9 niſterialerlaß vom 


31. Bei Verweigerung von Reiſepäſſen au Stellungspftichtige — | 


Landesbehörde binnen 14 Tagen — Evvidenzvorſchriften. 


32. Im Strafverfahren — Landesbehörde binnen 14 Tagen — | 


8 84 der Wehrvorſchriſten. 


0) in Gewerbeſachen. 


33. Bei Unterſagung der Gewerbebetriebe, Verweigerung einer 
Couceſſion und bei Entziehung der Berechtigung — Landesbehörde binnen 
6 Wochen — Gewerbeordnung vom 20. December 1859, R. G. Bl. 
Nr. 227, 8 146. 

34. Bei Berufungen der Gemeinden wegen Ertheilung von Ge⸗ 
werbebefugniſſen — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Gewerbegeſetz 
vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39. n 

35. Bei den im Einvernehmen mit der Finanzbehörde gefällten 
Entſcheidungen über die Beſchaffenheit eines Betriebes mit gebrannten 
geiſtigen Getränken als Haupt- oder als Nebengeſchäft — Landesbehörde 


binnen 14 Tagen — Gefetz v. 23. Juni 1881, R. G. Bl. Nr. 62, und 


%. Min. Vdg. v. 11. Jänner 1883, Z. 1375. 

36. Bei Verweigerung der Conceſſion zum Ausſchanke und Klein⸗ 
verſchleiße gebrannter geiſtiger Getränke — Landesbehörde binnen 6 Wochen 
— Gewerbeordnung § 146. 


37. Bei der Vornahme der Wahl der Mitglieder des Gewerbe⸗ 


gerichtes — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Geſetz vom 14. Mai 


1869, R. G. Bl. Nr. 63. 


38. In Angelegenheit der Arbeiter-Unfallverſicherung — Landes⸗ 


behörde binnnen 14 Tagen — Geſetz v. 28. December 1887, R. G. Bl. 
Nr. 1 ex 1888, § 55. 
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if 


39. In Angelegenheiten der Krankenverficherung — Landesbehörde 


binnen 14 Tagen — Geſetz v. 30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, § 70. 


40. Berufungen gegen Verweigerung der Conceſſion zur Er⸗ 
zeugung weinähnlicher Getränke find mit Rückſicht darauf, daß nach 8S 1“ 


des Geſetzes vom 21. Juni 1880, R. G. Bl. Nr. 120, die Erzeugung 


als Gewerbe zu behandeln ijt, binnen der im § 146 der Gewerbe⸗ 


ordnung normirten Friſt von 6 Wochen an die Landesbehörde einzubringen. 
41. Für Recurſe gegen Verweigerung der im 83 des Preßgefetzes 


vom 17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1863, erwähnten Conceſſion 


zum Verkaufe von Preßerzeugniſſen, als Schulbücher, Kalender, Heiligen⸗ 
bilder, Gebetbücher, Bibeln rc. ꝛc., gilt bei dem Umſtande, als im Geſetze 
keine Friſt beſtimmt wird, die allgemeine von 14 Tagen, welche durch 
das Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, feſtgeſetzt erſcheint. 
Die im § 146 der Gewerbeordnung normirte ſechswöchentliche Recurs- 


friſt kommt hier nicht in Betracht, da im vorliegenden Falle die Bezirks⸗ 


behörde nicht ſo ſehr als Gewerbebehörde, als vielmehr als Polizei⸗ 
behörde zu betrachten iſt. 

42. Bei Verweigerung der Hauſirbewilligung — Landesbehörde 
binnen 14 Tagen — Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

43. Bei Amtshandlungen rückſichtlich der Gewerbeunternehmungen, 
wobei nach § 10 des Geſetzes vom 17. Juni 1883, N. G. Bl. Nr. 117, 
dem Gewerbeinſpector der Recurs zuſteht — Landesbehörde binnen 
14 Tagen — Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

44. Bei verweigerter Ermächtigung zum Feilhalten von nur zu 
Heilzwecken verwendeten Artikeln in Materialwarenhandlungen (Min. Vdg. 
v. 17. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 97) — Landesbehörde binnen 14 Tagen 
— Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

Bemerkung ad 42, 43 und 44: Da die bezüglichen Geſetze und 
Vorſchriften keine Recursfriſt feſtſetzen, fo kommt die durch das citivte 
Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, eingeführte allgemeine 
Friſt von 14 Tagen zur Anwendung. 

45. Das Gewerbegeſetz findet nach Art. V des kaiſ. Patentes vom 
20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, auf die ausſchließend im 
Herumwandern ausgeübten gewerblichen Vorrichtungen keine Anwendung; 
und da die bezüglichen Vorſchriften eine Friſtbeſtimmung für Beſchwerden 
gegen Verweigerung der Ertheilung der erbetenen Licenz nicht enthalten, 


fo kommt auch hier die allgemeine Recursfriſt vor 14 Tagen zur An⸗ 
wendung. 
y) Im Strafverfahren wegen Uebertretungen. 


46. Der Bauordnung und des Waſſerrechtsgeſetzes — Landes— 
behörde binnen 14 Tagen — 1875, L. G. Bl. Nr. 26, 1872, L. G. Bl. 


Nr. 16 (f. Krain). 


47. Der unter fortlaufender Zahl 10 bis 15 angeführten Landes 
geſetze — Landesbehörde binnen 24 Stunden, beziehungsweiſe 3, 8 oder 
14 Tagen — ſiehe fortlaufende Zahlen 10 bis 15. 

Bemerkung ad 47: a) In einigen Landesgeſetzen wird lediglich 
auf die allgemeinen Recursfriſten hingewieſen, in anderen hingegen wird 
für Recurſe gegen Straferkenntniſſe des Gemeindevorſtehers eine drei-, 
beziehungsweiſe acht: oder auch vierzehntägige Recursfriſt feſtgeſetzt. 
Rückſichilich der in zweiter Juſtanz erfloſſenen Entſcheidungen der Be⸗ 
zirksbehörde wird jedoch darin von einer Recursfriſt keine Erwähnung 
gethan, ſo daß hier die Frage offen bleibt, ob die für die in erſter 
Inſtanz erfloſſenenen Entſcheidungen feſtgeſetzte Recursfriſt von 3, be⸗ 
ziehungsweiſe 8 oder 14 Tagen auch für Recurſe gegen die in zweiter 


Inſtanz von der politiſchen Bezirksbehörde gefällten Entſcheidungen zu 
gelten habe, oder ob hiefür vielmehr die für das Strafverfahren vor 


den politiſchen Behörden beſtimmte Friſt von 24 Stunden in Anwendung 
zu bringen ſei. 

b) Eine kurze Erwähnung verdient die Beſtimmung des § 41 des 
Feldſchutzgeſetzes (für Krain) — in den übrigen Kronländern beſteht 
die nämliche Beſtimmung — des Inhaltes: Wenn bei Befangenheit 
des Gemeindevorſtehers das Strafverſahren der Bezirksbehörde als erſter 
Inſtanz zuſteht, fo gelten bezüglich des „weiteren Rechtszuges“ die all- 
gemeinen diesfälligen Vorſchriften. Das Feldſchutzgeſetz beſtimmt für 
Berufungen gegen gemeindevorſtändliche Straferkenntniſſe die Friſt von 
8 Tagen. Dieſe Friſt dürfte jedoch meiner Anſicht nach im Falle, als 
das Strafverfahren bei der Bezirksbehörde als erſter Inſtanz geführt 
wird, nicht anzuwenden ſein, da erſtens für das Strafverfahren bei den 


politiſchen Bezirksbehörden die Verordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. 


Nr. 61, welche eine vierundzwanzigſtündige Recursfriſt angeſetzt, zu gelten 
hat, und zweitens den Worten des § 41 des Geſetzes: „ſo gelten be⸗ 
züglich des weiteren Rechtszuges die allgemeinen diesfälligen Vor⸗ 
ſchriften . . . .“ kein anderer Sinn beizumeſſen iſt, als daß nach durch— 
geführter Strafverhandlung in erſter Inſtanz das weitere Verfahren — 
das Recursverfahren — nach den für das Verfahren vor den politiſchen 
Behörden geltenden Normen ſich zu richten habe. Zwar könnte dem ein- 
gewendet werden, daß es nicht recht und billig ſei, der Partei eine nicht 
ſelbſtverſchuldete Recursfriſtverkürzung — nämlich von 8 Tagen auf 
24 Stunden — vorzuſchreiben; allein die Annahme der achttägigen 
Friſt müßte in dieſem Falle unbedingt als eine Ausnahme von der 
Regel angeſehen werden, zu deren Anwendung es einer beſonderen geſetz— 
lichen Norm bedürfte. 

48. Der Gewerbeordnung — Landesbehörde binnen 14 Tagen — 
Geſetz vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227, § 148. 

49. Bei Uebertretungen des Geſetzes v. 23. Juni 1881, R. G. Bl. 
Nr. 62, betreffend den Ausſchank und Kleinverſchleiß gebrannter geiſtiger 
Getränke — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Gewerbeordnung und 
88 des Geſetzes vom 23. Juni 1881, R. G. Bl. Nr. 62. 

50. Bei Uebertretungen der Miniſterialverordnung vom 21. April 
1876, R. G. Bl. Nr. 60, betreffend den Handel mit Gift und die Ver— 
wendung giftiger Farben — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Ge⸗ 
werbeordnung und § 8 des Geſetzes v. 21. April 1876, R. G. Bl. Nr. 60. 

51. Bei Uebertretungen des Privilegiengeſetzes vom 15. Auguſt 
1852, R. G. Bl. Nr. 184 — Landesbehörde binnen 14 Tagen — 


Gewerbeordnung und § 43 des Geſetzes v. 15. Auguſt 1852, R. G. Bl. 
Nr. 184. 


52. Bei Uebertretungen des Markenſchutzgeſetzes v. 6. Jänner 1890, 
R. G. Bl. Nr. 19 — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Gewerbe⸗ 
ordnung und § 31 des Privilegiengeſetzes. 

53. Bei Uebertretungen des Muſterſchutzgeſetzes — Landesbehörde 
binnen 14 Tagen — Gewerbeordnung und § 19 des Muſterſchutzgeſetzes. 

54. Bei Uebertretungen des Hauſirpatentes — Landesbehörde 
binnen 14 Tagen — Gewerbeordnung und Gefetz vom 21. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 37. 

Bemerkung ad 49, 50, 51, 52, 53 und 54: Die citirten Geſetze 
ordnen ausdrücklich an, daß das Strafverfahren ſich nach den für 


das Verfahren bet Uebertretungen der Gewerbeordnung geltenden Vor⸗ 
ſchriften zu richten habe. 

55. Bei Uebertretungen der Gefetze über die Kranken- und Arbeiter- 
unfallverſicherung — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Geſetz vom 
30. März 1888, R. G. Bl. Nr. 33, und vom 28. December 1887, R. G. Bl. 
Nr. 1 ex 1888. i 


d) der polizeilichen Vorſchriften. 


56. Im allgemeinen — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Ver⸗ 
ordnung vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61. 
57. Bei Ehrenkränkungen (8 1339 a. b. G. B.) — Landesbehörde 


4 


binnen 24 Stunden — Oberſte Gerichtshof-Entſcheidung vom 22. Auguſt 


1865, Z. 6974, und vom 25. Juli 1871. 

Bemerkung ad 56 und 57: Die Friſt von 24 Stunden für die 
Anmeldung des Recurſes und von weiteren 3 Tagen für die Ausführung 
desſelben iſt im Verfahren bei polizeilichen Uebertretungen allgemein 
anzuwenden; fo ſtehen z. B.: 

a) bei forſtpolizeilichen Uebertretungen nach § 71 des Forſtgeſetzes 
„gegen Straſerkenntniſſe jene Rechtsmittel offen, welche die beſtehenden 
Geſetze über Uebertretungen zulaſſen“, 

b) die Geſetze vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, betreffend 


die Abwehr und Tilgung von Thierkrankheiten, und vom 29. Februar 


1880, R. G. Bl. Nr. 37, betreffend die Rinderpeſt, ſchreiben für Recurſe 
gegen Straferkenntuiſſe die „allgemeinen“ Friſten ausdrücklich vor, 
das Gefetz vom 16. April 1870, R. G. Bl. Nr. 50, betreffend 
die Führung der Matriken für Perfonen, welche keiner auerkannten 
Religionsgenoſſenſchaft angehören, ferner 
d) das Geſetz vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50 (unter § 26), 
betreffend die Uebertretungen gegen die Beſtimmungen der Stoltaxordnungen, 
& 
2. Juni 1877, R. G. Bl. Nr. 43, und vom 1. Mai 1866, R. G. Bl. Nr. 54, 
betreffend den Handel mit giſtenthaltenden Erzeugniſſen, 
) die Verordnung v. 17. Juni 1865, R. G. Bl. Nr. 40, betreffend 
die Erzeugung und den Handel mit Mineralölen, ordnen ausdrücklich 
an, daß das Strafverfahren ſich nach den allgemeinen Vorſchriften zu 
richten habe. 


fer) 


— 


e) In anderen Fällen. 


58. Wegen Abſchiebung — Landesbehörde ſofort — Geſetz vom 
27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88. 

59. Wegen Abſchaffung — Landesbehörde binnen 3 Tagen — 
Geſetz vom 27. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 88. 

60. Bezüglich des Verſammlungsrechtes — Landesbehörde binnen 
8 Tagen — Geſetz vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nr. 135. 

61. Bezüglich der Stellung unter Paßcontrole — Landesbehörde 


binnen 14 Tagen — Min. Bog. v. 12. September 1853, R. G. Bl. Nr. 179. 
62. Im Wahlverfahren rückſichtlich der Karſtaufforſtungscommiſſion 


— Landesbehörde binnen 8 Tagen — 1886, L. G. Bl. Nr. 7 (Kr.). 

63. Bei der Verfaſſung der Wählerliſten für Reichsraths- und 
Landtagswahlen — Landeschef binnen 8 Tagen — Reichsrathswahl⸗ 
ordnung, bezw. Landtagswahlordnungen. 

Bemerkung ad 63: Gegen die vom Bezirkshauptmann gefällten 
Entſcheidungen rückſichtlich der Wählerliſten für die Reichsrathswahlen 
in der allgemeinen Wählerclaſſe und in der der Landgemeinden, ſowie 
der Städte, Märkte und Induſtrialorte, ijt nach § 26 der Reichsraths⸗ 
wahlordnung der Recurs an den Landeschef binnen 3 Tagen zuläſſig. 


Gegen die vom Bezirkshauptmann rectificirte Liſte für die Landtags- 


wahlen in deu ebengenannten Wählerclaſſen ijt nach den §§ 26 und 27 


der Landtagswahlordnungen ex a. 18 61 ein Recurs nicht vorgeſehen; 


denn die Liſten werden nicht einmal aufgelegt, ſondern vom Bezirks⸗ 


hauptmann geprüft, nothwendigenfalls von amtswegen berichtigt. Hingegen 
iſt nach der Landtagswahlordnung für Krain ex 1884 und für Nieder⸗ 


öſterreich ex 1896 der Recurs an den Landeschef zuläſſig, welcher 
binnen 3 Tagen einzubringen iſt. 


Landesbehörde binnen 14 Tagen — Gefetz vom 11. November 1883, 
L. G. Bl. Nr. 11 ex 1884 (für Iſtrien). 


a) 66. Bei der Ablöſung und Regulirung gemein⸗ 


ſchaftlicher Gründe, und zwar gegen die Einſchätzung der Grund— 


die Verordnungen vom 1. November 1877, Nr. 14.136/ M. J., 


antheile — Landesagrarcommiſſion binnen 8 Tagen, bezw. 14 Tagen 
1888, L. G. Bl. Nr. 2 und 17, § 781 (Kr.). 


b) 67. Rückſichtlich des Entwurfes über die Theilung und Re- 


gulirung — Landesagrarcommiſſion — 1888, L. G. Bl. Nr. 2 und 17, 


§ 96 (Kr.). 
c) 68. In anderen Fällen — Landesagrarcommiſſion — 1888, 


L. G. Bl. Nr. 2 und 17, § 45 (Kr.). 


69. In Eheangelegenheiten — Landesbehörde binnen unbeſchränkter 


Friſt — Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, § 4. 


70. In Angelegenheiten der Zertheilung und des Tauſches von 


Liegenſchaften behuſs befferer Bewirthſchaftung — Landesbehörde binnen 


14 Tagen — Geſetz vom 6. Februar 1869, R. G. Bl. Nr. 18, § 10, und 
Geſetz vom 5. April 1870, R. G. Bl. Nr. 24, § 4 (für Görz⸗Gradisca). 

71. Bei der erſten Verfaſfung des Ausweiſes der Repartition 
von Kriegspräſtationsobligationen — an die Bezirksbehörde ſelbſt, binnen 
45 Tagen — Min. Vdg. v. 10. September 1858, R. G. Bl. Nr. 150. 

— Bei der endgiltigen Repartition — Landesbehörde binnen 
14 Tagen — Min. Bog. v. 10. September 1858, R. G. Bl. Nr. 150. 

72. In Angelegenheiten des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 50, betreffend die Regelung der äußeren Rechtsverhältniſſe der 
katholiſchen Kirche — Landesbehörde binnen 14 Tagen — Geſetz vom 
12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

73. In Forſtangelegenheiten — Landesbehörde binnen 14 Tagen 
— Forſtgeſetz § 77 und Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

74. In Heimatsſachen — Landesbehörde — Geſetz vom 12. Mai 
1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

75. Bei Jagdrechtverpachtungen — Landesbehörde — Geſetz vom 
12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

Anmerkung ad 72 bis 75: Nachdem die bezüglichen geſetzlichen 
Vorſchriften eine Recursfriſt nicht ausdrücklich beſtimmen, ſo iſt in 
dieſen Fällen die durch das Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, 
eingeführte anzuwenden. 

76. In Fällen, wo die Bezirksbehörde in endgiltiger Weiſe zu 
erkennen hat, z. B. bei zwei gleichlautenden Entſcheidungen in Feldſchutz⸗ 
angelegenheiten 2c. — Verwaltungsgerichtshof binnen 60 Tagen — Geſetz 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876. 

— Oder im Reclamationsverfahren bei Gemeindewahlen; bei 
ex offo-Berichtigung der Wählerliſten für die Landtagswahlen auf Grund⸗ 


lage der älteren Landesgeſetze ex 1861 — Reichsgericht binnen 14 Tagen 


— Geſetz vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, § 17. 

77. Bei Außerkraftſetzung von Gemeindeausſchußwahlen, welche 
auf nicht wählbare Perſonen gefallen ſind — Landesbehörde binnen 
14 Tagen — Gemeindeordnung. 


Bemerkung ad 77: Hier kommt per analogiam die Recursfriſt 
des $91 der Gemeindewahlordnung (für Krain) zu Anwendung. 


VII. des Bezirksſchulrathes. 


78. Betreffend die Schulaufſicht — Landesſchulrath binnen 14 Tagen 
— Geſetz 1870, L. G. Bl. Nr. 12, § 25 (Kr.). 

79. Wegen Schulverſäumniſſe — Landesſchulrath — Geſetz 1873, 
L. G. Bl. Nr. 21, $ 30 (Kr.) 

Anmerkung ad 79: Abweichungen von dieſer Friſtbeſtimmung 
kommen in Iſtrien (14 Tage), in der Bukowina (8 Tage) vor. 


VIII. der Landesbehörde. 
„) in Militärſtellungsſachen. 
80. Bei Verweigerung der ausnahuisweiſen Ehebewilligung 
Min. f. Landesverth. binnen 4 Wochen — Wehrvorſchrift § 19. 


81. Bei Zu- oder Aberkennung der Begünſtigung als Geiſtlicher, 
Lehrer, Landwirth oder Familienerhalter — Min. f. Landesverth. binnen 


4 Wochen — Wehrvorſchrift SS 47 bis 50. 
65. Bei Verweigerung der Bewilligung zum Ziegenhalten | 


82. Im Strafverfahren — Min. f. Landesverth. binnen 4 Wochen 
— Wehrvorſchriften § 84. 

83. Bei Verweigerung der Auswanderungsbewilligung an wehr- 
pflichtige Perſonen — Min. f. Landesverth. binnen 4 Wochen — Min. Bog. 
vom 1. November 1882, Z. 1465. 


6) in Gewerbeſachen. 


84. Bei Unterſagung eines Gewerbebetriebes, Verweigerung der 
Conceſſion, Entziehung einer Berechtigung, Verweigerung der Leber 
tragung in ein anderes Locale — Min. d. Inn. binnen 6 Wochen — Geſetz 
vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227. 

85. Rückſichtlch der Genehmigung der Betriebsanlage (§ 34 
Gew. Odg.) — Min. d. Inn. binnen 14 Tagen — Geſetz v. 15. März 
1883, R. G. Bl. Nr. 39. 

86. Bei Ertheilung oder Verweigerung einer Gaſtgewerbeconceſſion 
ungeachtet der Einwendung der Gemeinde, welch letzterer der Recurs 
zuſteht — Min. d. Inn. binnen 14 Tagen — Geſetz v. 15. März 1883, 
R. G. Bl. Nr. 39. 

87. Bei der Beurtheilung der Frage, ob der Ausſchank mit ge— 
brannten geiſtigen Getränken als Haupt- oder als Nebengeſchäft betrieben 
wird — Min. d. Inn. binnen 4 Wochen — Erl. d. Min. d. Inn. vom 
11. Jänner 1883, Z. 1375. 

88. Su Krauken- und Arbeiter-Unfallverſicherungs-Angelegenheiten 
— Min. d. Inn. binnen 14 Tagen — 8 35 des Uunfallverſicherungsgeſetzes, 
bezw. § 70 des Krankenverſicherungsgeſetzes. 

89. Bei Verweigerung der Hauſirbewilligung (in zweiter Inſtanz) 
— Min. d. Inn. binnen 4 Wochen — Min. Bog. vom 20. April 1861, 
R. G. Bl. Nr. 49, und Geſetz vom 12. Mai 1896, N. G. Bl. Nr. 101. 

90. Bei Verweigerung der Conceſſion zum Verkaufe von Schul⸗ 
büchern, Kalendern ꝛc. (in zweiter Inſtanz) nach $3 des Preßgeſetzes 
vom 17. September 1862, R. G. Bl. Nr. 6 ex 1863 — Min. d. Inn. 
binnen 4 Wochen — Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

91. Bei Verweigerung der Ertheilung der Bewilligung zum Ver— 
kaufe periodiſcher Druckſchriften nach § 2 des Geſetzes vom 9. Juli 1894, 
R. G. Bl. Nr. 161 — Min. d. Inn. binnen 4 Wochen — Geſetz v. 12. Mai 
1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

Bemerkung ad 91: Dieſe von der Landesſtelle zu ertheilende 


R. G. Bl. Nr. 40, 


Bewilligung iſt nicht zu verwechſeln mit der ebenfalls von der Landes- 


ſtelle nach § 142 Gew. Org. zu ertheikenden Conceſſion zum Handel 
mit literariſchen oder artiſtiſchen Erzeugniſſen, gegen deren Verweigerung 
der Recurs an das Min. d. Innern binnen ſechs Wochen offen ſteht. 

Bemerkung ad 89 bis 91: Mangels einer ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung über die Recursfriſt iſt die allgemeine von 4 Wochen 
anzuwenden. 


) Im Strafverfahren wegen Uebertretungen. 


93. Der Bauordnung — Min. d. Inn. binnen 14 Tagen — 
1875, L. G. Bl. Nr. 26. 

94. Des Waſſerrechtsgeſetzes — Min. d. Inn. binnen 14 Tagen 
— Geſetz vom 15. Mai 1872, L. G. Bl. Nr. 16, § 72 (Kr.). 

95. Der unter fortlaufender Zahl 10—15 angeführten Landes- 
geſetze (Feuerlöſchordnung, Vogelſchutzgeſetz, Geſetz über den Schutz gegen 
die Verheerung der Raupen und der Kleeſeide, Feldſchutzgeſetz) — 
Min. d. Inn. binnen 24 Stunden, bezw. 3, 8 oder 14 Tagen — ſiehe 
fortlaufende Zahl 10— 15. 

Bemerkung ad 95: Auch hier gilt die unter fortlaufender Zahl 47 
gemachte Bemerkung. 

96. Der Gewerbeordnung — Min. d. Jun. binnen 14 Tagen 
— Geſetz vom 20. December 1859, R. G. Bl. Nr. 227. 


97. Im Strafverfahren wegen Uebertretung der Geſetze, bezw. | 


Verordnungen, betreffend den Ausſchank und Verſchleiß gebrannter 


geiſtiger Getränke, den Gifthandel, ferner der Privilegien-, Marken- und | 


Muſterſchutzgeſetze und des Hauptpatentes wird, wenn die Beſtrafung im 
Grunde des Gewerbegeſetzes erfolgt, die vierzehntägige Recursfriſt, wenn 


98. Bei Contraventionen gegen die Beſtimmungen der Stoltar- 
ordnungen (8 26 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50) 
ſowie des Geſetzes, betreffend die Führung der Matriken für Confeſſions— 
loſe (vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 51) — Min. d. Inn. binnen 
24 Stunden — Min. Bog. vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61. 


99. Der polizeilichen Vorſchriften im allgemeinen — Min. d. Inn. 


binnen 24 Stunden zur Anmeldung, binnen 3 Tagen zur Ausführung 
— Min. Vog. vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61. 

Hieher gehören z. B. die Uebertretungen des Geſetzes vou 29. Fe— 
bruar 1880, R. G. Bl. Nr. 31, betreffend die Abwehr und Tilgung an— 


fie aber im Grunde der Min. Bog. vom 20. September 1857, R. G. Bl. binnen 4 Wochen 


Nr. 198, durchgeführt wird, die vierundzwanzigſtündige Friſt angewendet. 


ſteckender Thierkrankheiten, und des Geſetzes vom 29. Februar 1880 
R. G. Bl. Nr. 37, betrefſend die Rinderpeſt; der Verordnungen vom 
1. November 1887, Z. 14.136 M. J., 2. Juni 1877, N. G. Bl. Nr. 43, 
und vom 1. Mai 1866, R. G. Bl. Nr. 54, betreffend den Handel mit 
giftenthaltenden Erzeugniſſen; der Verordnung vom 17. Juni 1865, 
betreffend die Erzeugung und den Handel mit 
Mineralölen; der Eiſenbahnbetriebsordnung vom 16. November 1851, 
R. G. Bl. Nr. 1 ex 1852; des Forſtgeſetzes; des Waffenpatentes; der 
Sprengmittelverordnung v. 2. Juli 1877, R. G. Bl. Nr. 68 u. fw. u. ſ. w. 
Da die citirten Geſetze und Verordnungen die im Strafverfahren ein⸗ 
zuhaltenden Recursfriſten nicht ausdrücklich feſtſetzen, ſo kommt hiebei 
die allgemeine Friſt von 24 Stunden (und von weiteren 3 Tagen für 
die Recursausführung) zur Anwendung. 


d) In den übrigen Verwaltungsſachen. 


100. Bei Bemeſſung der Militärtaxe — Min. f. Landesverth. 
binnen 4 Wochen Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 

101. In Waſſerrechtsangelegenheiten (im Adminiſtrativverfahren) 
— Ackerbaumin. binnen 14 Tagen — Geſetz vom 15. Mai 1872, 
L. G. Bl. Nr. 16, 872 (Kr.). 

102. In Bauſachen — Min. d. Inn. binnen 4 Wochen — 1875, 
L. G. Bl. Nr. 26, § 92 (Kr.). 

Bemerkung ad 102: In anderen Kronländern 6. B. 
Gradisca, Iſtrien) wird die vierzehntägige Friſt angewendet. 

103. Bezüglich der Enteignung zum Zwecke der Herſtellung und 
des Betriebes von Eiſenbahnen — Min. d. Inn. binnen 8 Tagen — 
Geſetz vom 18. Februar 1878, R. G. Bl. Nr. 30, § 18. 

104. Bezüglich der Wildſchadenerſätze — Ackerbaumin. binnen 
14 Tagen — 1889, L. G. Bl. Nr. 12 (Kr.). 

105. Bei Feſtſetzung der Fiſchereigebiete — Ackerbaumin. binnen 
60 Tagen — 1889, L. G. Bl. Nr. 12 (Kr.). 

106. In Verſammlungsrechtsangelegenheiten Min. d. Inn 
binnen 8 Tagen — Geſetz v. 15. September 1867, R. G. Bl. Nr. 135, § 18. 

107. In Vereinsrechtsangelegenheiten — Min. d. Jun. binnen 60 
Tagen — Geſetz vom 15. September 1867, R. G. Bl. Nr. 134, § 25. 

108. In Eheſachen — Min. d. Inn. — Geſetz vom 25. Mai 
1868, R. G. Bl. Nr. 47, §4. 

Bemerkung ad 108. Der Recurs iſt an eine beſtimmte Frift 
nicht gebunden. 

109. Bezüglich der Bemeſſung des Religionsfondsbeitrages — 
Min. f. Cult. u. Unt. binnen 4 Wochen — Geſetz vom 7. Mai 1874. 

110. Bezüglich der Ertheilung von Reiſeurkunden — Min. d. 
Inn. binnen 14 Tagen — Min. Rundſchreiben vom 12. Mai 1877, 


Görz⸗ 


Zahl 11.078. 


111. Wegen Einreihung in den Concretalſtatus der Staatsbeamten 


— Min. d. Inn. binnen 14 Tagen — Min. Rundſchreiben v. 15. November 


1866, Zahl 19.629. 
112. Im Diſciplinarverfahren gegen Staatsbeamte — Min. d. 
Inn. binnen 14 Tagen — kaiſ. Vdg. v. 10. März 1860, R. G. Bl. Nr. 64. 
113. Bei Beſtellung eines Organs zur Beſorgung der Geſchäfte 
des übertragenen Wirkungskreiſes der Gemeinde — Min d. Inn. binnen 


4 Wochen — Geſetz v. 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, und Gem. Odg. 


114. Bei einer von der Landesſtelle gegen die vom Biſchofe 
angezeigte Auswahl der Perſon zur Beſetzung einer Pfründe — Min. 
f. Eult. u. Unt. binnen 4 Wochen — Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. 
Nr. LOL, und § 6 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50. 

115. Bei Verweigerung einer Hauſirbewilligung — Min. d. Inn. 
Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, 
und Min. Vdg. vom 20. April 1861, R. G. Bl. Nr. 49. 


116. Bei Verweigerung der Bewilligung zur Ausübung des 


Geſchäftes eines Handlungsreiſenden an einen Ausländer — Handelsmin. 


binnen 4 Wochen — Geſetz vom 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, 
und Min. Vog. vom 3. November 1852, R. G. Bl. Nr. 220. 

117. In Forſtangelegenheiten (im Adminiſtrativverfahren) — 
Ackerbaumin. binnen 4 Wochen — Geſetz v. 12. Mai 1896, R. G. Bl. 
Nr. 101, und Min. Vog. v. 14. Februar 1869, R. G. Bl. Nr. 22. 

Bemerkung ad 113 bis 117: Die citirten Geſetze ſetzen keine 
befondere Recursfriſt feſt, weshalb in dieſen Fällen das Geſetz vom 


12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101, zur Auwendung gelangt. 


118. Bei Richtigſtellung der Einbekenntniſſe über das Einkommen 
der Seelſorgegeiſtlichkeit — Min. f. Cult. u. Unt. binnen 4 Wochen — 


Geſetz vom 2. Juli 1885, R. G. Bl. Nr. 79, § 9. 


119. Bei der behördlichen Auflöſung einer Erwerbs- und Wirth⸗ 


ſchaftsgenoſſenſchaft — Min. d. Inn. binnen 4 Wochen — Geſetz vom 
9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, § 38. 

120. Bei der durch den Landeschef erfolgten Anlegung der 
Wählerliſte der reichsrathswahlberechtigten Großgrundbeſitzer — Landes⸗ 
chef binnen 14 Tagen — Reichsrathswahlordnung § 25. 

121. In Fällen, wo die Landesſtelle in endgiltiger Weiſe ent- 
ſcheidet, wie z. B. in Heimatſachen, im Wahlverfahren bei Gemeinde— 
wahlen u. ſ. w. — Verwaltungsgerichtshof binnen 60 Tagen, bezw. 


Reichsgericht binnen 14 Tagen — Geſetz v. 22. October 1875, R. G. Bl. 


Nr. 36 ex 1876, bezw. Geſetz v. 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, § 17. 
122. In den übrigen Verwaltungsſachen im allgemeinen — Min. d. 
Inn. binnen 4 Wochen — Geſetz v. 12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 


IX. des Landesſchulrathes. 


123. Bei Volksſchulen in Schulaufſichtsſachen — Min. f. Cult. 
u. Unt. binnen 14 Tagen — Geſetz vom 25. Februar 1870, L. G. Bl. 
Nr. 11, § 38 (Kr.). 

124. Bei Diſciplinarbehandlung des Lehrperſouales bei Volks⸗ 
ſchulen — Min. f. Cult. u. Unt. binnen 14 Tagen — Geſetz vom 12. Mai 
1896, R. G. Bl. Nr. 101, und Gefetz vom 29 April 1873, L. G. Bl. Nr. 22, 
§ 55 (Kr.). 


X. des akademiſchen Facultätsſenates. 


125. Im allgemeinen — Min. f. Cult. u. Unt. binnen 8 Tagen 5 
Min. Bog. v. 1. October 1850, R. G. Bl. Nr. 370, und Geſetz v. 27. April 
1873, R. G. Bl. Nr. 63. 


XI. der Landescommiſſion für die Servitutenablöſung. 


126. Im allgemeinen — Min. d. Inn. binnen 6 Wochen — 
Min. Bdg. v. 31. October 1857, R. G. Bl. Nr. 218, § 130. 


XII. der Landescommiſſion für die Aufhebung des Lehenverbandes. | 


127. Im allgemeinen — Centralcommiſſion für die Aufhebung | 


des Lehenverbandes binnen 6 Wochen — Geſetz v. 17. December 1862, 
R. G. Bl. Nr. 103. 
XIII. der Karſtaufforſtungscommiſſion. 

128. Im allgemeinen — Ackerbaumin. binnen 4 Wochen — 1885, 

L. G. Bl. Nr. 12. 
XIV. der Agrarcommiſſion. 

129. Im allgemeinen — Minifterial-Agrarcommiffion — 1888, 

L. G. Bl. Nr. 2 und 3. 
XV. der Militär⸗Afſentbehörden. 


130. Bei Verweigerung des Einjährig⸗Freiwilligendienſtes oder 
der dauernden Beurlaubung aus Familienrückſichten — Militärterritorial⸗ 
oder Landwehr⸗Commando binnen 14 Tagen — Wehrvorſchriften 88 523, 
60, 71. 


131. Bei Verweigerung der Begünſtigung für Lehramtszöglinge, | 


Lehrer und Unterlehrer — Militärterritorial-Conmmando binnen 14 Tagen | 


— Wehrvorſchriften §§ 523. 


XVI. des Militärterritorial⸗ Commandos. 


132. In den unter 130 und 131 genannten Fällen — Min. f. 
Landesverth., bezw. Reichskriegsmin. binnen 4 Wochen — Wehrvor⸗ 
ſchriften 1889, §§ 525, 60 und 71. 


XVII. der Steuerbehörden. 


133. Der Steuerbehörde erſter Inſtanz bei den im adminiſtrativen 
Wege erlaſſenen Aufträgen ꝛc. und bei der Berechnung der Steuer- 


beträge für die Erwerbs-, Renten⸗ und Perſonaleinkommenſteuer — 
Finanz⸗Landesdirection binnen 30 Tagen — Geſetz v. 19. März 1876, 
R. G. Bl. Nr. 28, § 1, und Geſetz v. 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220. 

134. Bezüglich der Ordnungsſtrafen — Finanz Landesdirection 
binnen 8 Tagen — Geſetz vom 19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, 8 1, 
und Geſetz vom 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220. 

135. Der Steuerbehörde zweiter Inſtanz (Finanz⸗Landesdirection) 
in den sub 133 und 134 bezeichneten Fällen — Finanzmin. binnen 
30, bezw. 8 Tagen — Geſetz v 19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, § 1, 
und Geſetz v. 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220. 


XVIII. der Steuercommiſſionen. 


136. Der Erwerbjteuercommiffton bei der Bemeſſung des Steuer- 


ſatzes — Erwerbſteuer⸗Landescommiſſion binnen 30 Tagen — Geſetz 
v. 19. März 1876, R. G. Bl. Nr. 28, und Geſetz v. 25. October 1896, 


R. G. Bl. Nr. 220. 
137. Der Erwerbſteuer-Landescommiſſion — Verwaltungsgerichts⸗ 


| hof binnen 60 Tagen — Geſetz v. 25. October 1896, R. G. Bl. Nr. 220. 


138. Der Schätzungscommiſſion bei der Feſtſetzung der Ein— 


komumenſtufe und des Steuerſatzes, ſowie der beſoldungsſteuerpflichtigen 


Dienſtbezüge zum Zwecke der Bemeſſung der Perſonaleinkommenſteuer 
— Berufungscommiſſion binnen 30 Tagen — Geſetz vom 25. October 
1896, R. G. Bl. Nr. 220. 

139. Der Beruſungscommiſſion in den ebenerwähnten Fällen — 
Verwaltungsgerichtshof binnen 60 Tagen — Geſetz vom 25. October 
1896, R. G. Bl. Nr. 220. 


XIX. der Gefällsbehörden. 


140. Bei Zurückweiſung des Anſuchens um Ablaſſung vom geſetz⸗ 
lichen Verfahren — Gefällsbezirksbehörde binnen 30 Tagen — Min. 


Vg. vom 26. Februar 1851, R. G. Bl. Nr. 52. 


Bemerkung ad 140: Gegen Beſcheide der Gefällsbezirksbehörden 
iſt der Recurs an die Landesgefällsbehörde, gegen Beſcheide eines 
„untergeordneten Amtes“ oder „Beamten“ an die Gefällsbezirksdirection 


zu richten. 


141. Bei anderen Recurſen im Gefällsſtrafverfahren — an die 
nächſthöhere Gefällsbehörde binnen 14 Tagen — Gefällsſtrafgeſetz 1835, 
8 551. 


142. Bei Recurſen gegen Endurtheile und bei Nachſichtsgeſuchen 
— an die nächſthöhere Gefällsbehörde binnen 30 Tagen — Gefälls⸗ 


ſrafgeſeß 1835, § 849. 


Bemerkung ad XIX.: Gegen die von der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde gefällten Straferkenntniſſe wegen verweigerter Eidesleiſtung nach 
$ 531 des Gefällsſtrafgeſetzes ſteht der Recurs an die politiſche Candes- 
behörde binnen der allgemeinen Friſt von 24 Stunden offen. 

XX. der Bergbehörden. 


143. Im allgemeinen — an die nächſthöhere Bergbehörde und 
an das Ackerbaumin. binnen 30 Tagen — Berggeſetz vom 23. Mai 
1854, R. G. Bl. Nr. 146, § 231. 

XXI. der Staatsbahudirectionen und Bauleitungen. 

144. Im allgemeinen — Eiſenbahumin. binnen 4 Wochen — 

Organiſationsſtatut vom 19. Jänner 1896, R. G. Bl. Nr. 16. 
XXII. der Generalinſpection der Eiſenbahnen. 

145. Im allgemeinen — Eiſenbahumin. binnen 14 Tagen — 

Dienſtinſtruction vom 28. Juli 1896, R. G. Bl. Nr. 130. 
XXIII. der Poſtdirectionen. 

146. Im allgemeinen — Handelsminiſt. binnen 6 Wochen — 
Poſtreglement ex 1838. 

XXIV. der Wahleommiſſionen. 


147. Und zwar der Wahlreclamationscommiſſion bei Gemeinde⸗ 
wahlen — Bezirksbehörde binnen 3 Tagen — Gem. Odg. § 17 (Krain). 


148. Der Wahlcommiſſion bei Gemeindewahlen wegen Unregel- 


mäßigkeiten des Wahlverfahrens — Landesbehörde binnen 8 Tagen — 
18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, § 17. 


Gem. Odg. $ 33 (Krain). 


Bemerkung ad 148: Beſchwerden gegen die Wählbarkeit eines 


gewählten Gemeindeausſchußmitgliedes ſind, wenn ſie binnen der für 
die Einbringung von Einwendungen gegen das Wahlverfahren beſtimmten 
Friſt von 8 Tagen eingebracht werden, im Sinne des Erlaſſes des 
Min. d. Inn. v. 5. Mai 1891, Z. 1491, als Einwendungen gegen das 


* 


Wahlverfahren — alſo gegen Verfügungen der Wahlcommiſſion — 


anzuſehen und der Landesſtelle zur Entfcheidung vorzulegen; in anderen 


Fällen ſind dieſelben an die Bezirksbehörde zu richten. 

149. Der Wahlcommiſſion bei Landtags- und Reichsrathswahlen 
— an den Landtag, bezw. den Reichsrath — Landtagswahlordnungen 
und Reichsrathswahlordnung § 58. 

Bemerkung ad 149: Die Beſchwerde muß noch vor der Vor⸗ 
nahme der Wahlveriſication eingebracht werden. 

150. Der Wahlcommiſſion bei den Perſonaleinkommenſteuer⸗ 
Schätzungscommiſſionen — Finanz⸗Landesbehörde im Einvernehmen mit 
der Landesbehörde binnen 8 Tagen — Geſetz vom 25. October 1896, 
R. G. Bl. Nr. 220, § 184. 


XXV. der Militärtarbemeſſungscommiſſion. 


151. Im allgemeinen — Landesbehörde binnen 30 Tagen — 


Geſetz vom 23. Juni 1880, R. G. Bl. Nr. 70. 


XXVI. der Commiffionen für die Abgabe von arbeitsſcheuen Indi⸗ 
vidnen in Beſſerungs⸗ oder Zwangsarbeitsanſtalten. 


152. Der Bezirkscommiſſion — Landescommiſſion binnen 14 Tagen 
— Geſetz vom 20. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90, § 7, und Geſetz vom 
12. Mai 1896, R. G. Bl. Nr. 101. 


XXVII. der Commiffion für die Berichtigung der Geſchwornen⸗Urliſten. 


. 153. Der Gemeindecommiſſion, welche über Beſchwerden gegen 
die Verfaſſung der Geſchwornenliſten zu entſcheiden hat — Gerichts⸗ 


commiſſion binnen 3 Tagen — Geſetz v. 23. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 121. 
Vorſchriften enthaltenen zahlreichen Beſtimmungen über die Anwendung 


XXVIII. des Kirchenconcurrenz⸗Comités. 


154. Bezüglich der Auftheilung der Koſten der Herſtellung und 
Erhaltung der kath. Kirchen- und Pfründengebäude ꝛc. — Bezirksbehörde 


oder Lan desausſchuß, oder Bezirksausſchuß — Landesgeſetze über die 


„kirchliche Baulaſt“ meiſtentheils aus dem Jahre 1863. 


XXIX. der Miniſterien. 
155. Bei Rechtsverletzungen im Sinne des § 2 des Geſetzes vom 


22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 — Verwaltungsgerichtshof binnen 


60 Tagen — 1876, R. G. Bl. Nr. 36, § 14. 

156. Bei Competenzeonflicten zwiſchen Gerichts- und Verwaltungs⸗ 
behörden, zwiſchen einer Landesvertretung und den oberſten Regierungs- 
behörden — Reichsgericht binnen 60 Tagen — Geſetz vom 18. April 
1869, R. G. Bl. Nr. 44, § 12. 
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157. Bei Verletzungen der durch die Verſaſſung gewährleiſteten 
politiſchen Rechte — Reichsgericht binnen 14 Tagen — Geſetz vom 


158. Bei Anſprüchen der einzelnen Länder, Gemeinden, Körper⸗ 
ſchaften und einzelner Perſonen an die Geſammtheit der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder — Reichsgericht (ohne Friſt) — 
Geſetz vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44, § 17. 

Bemerkung ad 158: Im vorliegenden Falle wird von einem der 
Länder rc. ꝛc. an die Geſammtheit derſelben, d. i. an das Miniſterium, 
ein Anſpruch geſtellt, welcher vom letzteren nicht anerkannt wird; es 
handelt ſich hier nicht um eine eigentliche behördliche Entſcheidung, und 


zwar in der Erwägung, daß das Miniſterium hiebei nicht als eine über 


den Parteien ſtehende rechtſprechende Behörde den fraglichen Beſcheid 
an die Partei ergehen läßt, vielmehr lediglich in der Eigenſchaft als 
Partei etwas in propria causa zu verweigern findet. 

XXX. des Verwaltungsgerichtshofes. 

159. Bei Competenzeonflicten zwiſchen dem Verwaltungsgerichts⸗ 
hofe und den ordentlichen Gerichten — Reichsgericht binnen 60 Tagen 
— Geſetz vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 37 ex 1876. 

XXXI. des Reichsgerichtes. 
160. Bei Competenzeonflicten zwiſchen dem Reichsgerichte und 


dem Verwaltungsgerichtshofe — Gemiſchter Senat — Gefetz v. 22. October 


1875, R. G. Bl. Nr. 37 ex 1876. 


Mit der vorliegenden Darſtellung wollte man bei weitem nicht 


eine erſchöpfende Aufzählung der im Verfahren vor den Adminiſtrativ⸗ 


| 


behörden vorkommenden Recursfälle bieten. Dieſelbe liefert vielmehr 


nur in breiten Umriſſen eine allgemeine Ueberſicht über die zur An⸗ 
wendung kommenden Rechtsmittel und den Inſtanzenzug und weist, bei 
dem herrſchenden Syſteme der aus der Länderautonomie entſpringenden 
Verſchiedenartigkeit der Landesgeſetzgebung, die Unmöglichkeit nach, die 
beinahe unermeßliche Reihe der Recursfälle erfchöpfend und ſyſtematiſch 
zu ordnen. Die in den mannigfaltigen Reichs⸗ und Landesgeſetzen und 


der Recursfriſten laſſen ſich auf keinen gemeinſamen Grundſatz zuritd- 
führen, und nur mit Rückſicht auf ihre Dauer ließen ſich die Recurs⸗ 
friſten folgendermaßen eintheilen: 

Es gilt meiſtentheils: 

1. im Strafverfahren die Friſt von 24 Stunden, 

2. im Wahlverfahren die Friſt von 3 Tagen, 

3. in Gemeindeangelegenheiten die Friſt von 8 oder 14 Tagen. 

Im Adminiſtrativverfahren: 

4. vor den politiſchen Behörden erſter Inſtanz die Friſt von 
14 Tagen, 

5. vor den politiſchen Behörden zweiter Inſtanz die Friſt von 
4 Wochen, 

6. in Gewerbeſachen die Friſt von 6 Wochen, 

7. für Beſchwerden an den Verwaltungsgerichtshof und das 
Reichsgericht die Friſt von 60 Tagen. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


